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(Beginn um 10.02 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich begrüße alle Anwesenden in der 10. Sitzung der Untersuchungs-
kommission des Wiener Gemeinderates über gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung.

Ich bitte zunächst die Kommissionsmitglieder, ihre Anwesenheit zu bekunden. 

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Heike Trammer.

GRin Heike Trammer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Körber:
GRin Sonja Kato.

GRin Sonja Kato: Ja.

Vorsitzender Körber:
GRin Mag. Heidrun Schmalenberg.

GRin Mag. Heidrun Schmalenberg: Ja.

Vorsitzender Körber:
GR Günther Barnet.

GR Günther Barnet: Ja.

Vorsitzender Körber:
GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Um einerseits den erheblichen Umfang der bisherigen Tätigkeit der Untersuchungskommission aufzuzeigen und um andererseits den Zusammenhang des Verfahrensablaufes darzustellen, gebe ich einen kurzen Überblick über die bisherigen Zeugenaufnahmen.

Es wurden im Jahr 2003 sechs Sitzungen ab-
gehalten. Es wurden bisher als Zeugen vernommen der Sachwalter einer Bewohnerin im Geriatriezentrum Am Wienerwald und die für die behördliche Aufsicht zuständige Frau ARin Ehmsen-Höhnl. Herr OSR Dr. Graf hielt einen Vortrag über die rechtlichen Rahmenbedingungen. Weiters wurden der bis Juli 2003 im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig gewesene Pflegedirektor Herr Pelikan und die Frau Generaloberin Staudinger einvernommen. 

Danach erfolgte die zeugenschaftliche Einvernahme der amtsführenden Stadträtin für Gesundheit und Spitalswesen, Frau Dr. Elisabeth Pittermann.

Weiters wurden die Ärztliche Direktorin des Geriatriezentrums Am Wienerwald, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, und der Primarius der 3. Medizinischen Abteilung, Herr Dr. Wense, zuständig auch für den Pavillon I des GZW, vernommen.

Dann wurden die Oberschwester des Pavillons I des GZW, Frau Platzer, und darauf Frau Dr. Drapalik, weiters Frau Oberin Polat‑Firtinger und der Patientenanwalt Dr. Dohr und am 22.1.2004 der Leiter der Internen Revision des KAV, Mag. Schwarz, sowie Generaldirektor‑Stellvertreter Primarius Dr. Kaspar als Zeugen einvernommen. 

In der letzten Sitzung am 12.2.2004 erfolgte die Einvernahme des Generaldirektors des Wiener Krankenanstaltenverbundes, Generaldirektor 

Univ.Prof. Dkfm. Dr. Eugen Hauke. 

Der Zeuge gab an, sich seit dem Jahr 1971 mit dem Gesundheits- und Sozialwesen zu befassen, zunächst im Zuge seiner langjährigen, diesbezüglichen Prüfungstätigkeit im Kontrollamt, später auch im Rahmen der Mitwirkung in verschiedenen Kommissionen, wie z.B. in der Spitalskommission, und im Bereich der Aus- und Fortbildung, wo er unter anderem einen Managementlehrgang mit aufgebaut habe.

Er führe ehrenamtlich das Ludwig‑Boltzmann‑ Institut für Krankenhausorganisation, sei als Gastprofessor tätig, weiters habe er im Rahmen der EU Österreich mehrmals vertreten.

Zur Personalproblematik meinte der Zeuge, zu wenig Personal führe sicher mit dazu, dass Mängel eher auftreten, da die Belastung der MitarbeiterInnen größer werde. Hinsichtlich der Maßnahmen, die gesetzt wurden bzw. werden, um den Personalstand zu verbessern, erwähnte der Zeuge unter anderem Tage der offenen Tür in Krankenpflegeschulen, Teilnahme an Fachmessen und Besuche in Schulen anderer Bundesländer.

Zur Aufnahme an den Krankenpflegeschulen gab der Zeuge an, dass auf Grund von hohen Ausfallsquoten in den 90er‑Jahren Aufnahmetests eingeführt wurden. Es werde ein Eignungstest sowie ein Persönlichkeitstest vorgenommen, sowie ein Gespräch geführt. Man müsse sorgfältig auswählen.

Im Jahr 2003 hätten sich 1 151 Personen für den 1. Bildungsweg beworben, 694 Ausbildungsplätze stünden zur Verfügung. Man versuche, diese zu besetzen. Fraglich sei in diesem Zusammenhang aber auch, wie weit der Bildungsauftrag des KAV gehe, auch für das Umfeld von Wien auszubilden. Darüber sei eine politische Diskussion erforderlich. Dazu komme, dass bei jungen Menschen noch der Bezug zum alten Menschen fehle. Man versuche daher schwerpunktmäßig, über den 2. Bildungsweg Personen anzusprechen, die – wie Untersuchungen zeigen – dann auch länger im Beruf bleiben würden. Es laufe derzeit eine Untersuchung hinsichtlich der durchschnittlichen Verweildauer in der geriatrischen Pflegetätigkeit. Die Ergebnisse sollten noch heuer vorliegen.

Die Personalsituation unterliege Schwankungen. So seien 1998 noch Pflegepersonen über dem Stand an die Schweiz vermittelt worden. Man bemühe sich derzeit, freiwillige Helfer zu beschäftigen, speziell ältere Menschen könnten hier eine Aufgabe finden. 

Zum Thema Fehlzeiten habe eine Arbeitsgruppe Maßnahmen ausgearbeitet, die in Umsetzung seien.

Punkto einer finanziellen Besserstellung der Bediensteten seien seit ca. vier Jahren Verhandlungen im Gang gewesen, die nun zu einem Abschluss gebracht wurden. Man müsse stets versuchen, im Rahmen der Möglichkeiten zwischen Personal und Sachaufwand auszubalancieren. Es gebe dazu auch permanente Diskussion mit den jeweiligen Stadträten. Die Pflege‑Milliarde werde ab dem zweiten Quartal 2004 Verhandlungsgegenstand sein.

Pflegedirektor Pelikan habe in der Leitung des GZW gewisse Führungsschwächen erkennen lassen, so dass man die genesene Frau Keihsler wieder mit ihrer ursprünglichen Aufgabe betraut habe. 

Die Analyse der Mitarbeiterbefragung habe ergeben, dass mit der Kritik nicht nur eine Person gemeint war. Es würden Mitarbeiterorientierungsgespräche geführt und man werde sehen, ob das ausgesprochene Vertrauen gerechtfertigt würde.

Auf Befragung gab der Zeuge an, dass auf unterschiedlichen Hierarchiestufen sechs Disziplinarverfahren eingeleitet wurden. Eine Aussage wie die Namen der Betroffenen lehnte der Zeuge ab, weil er seine Pflicht zur Verschwiegenheit beachten müsse. Seine Entbindung von der Amtsverschwiegenheit umfasse nicht Disziplinarverfahren.

Im Zusammenhang mit dem Anlassfall habe der Zeuge mit der Kollegialen Führung gesprochen und den Auftrag erteilt, sich der offenkundig passierten Fehler besonders anzunehmen und z.B. im Rahmen der vorhandenen Strukturen ausreichend die Intimsphäre der Heiminsassen zu berücksichtigen. Eine komplette Erneuerung sei nicht von heute auf morgen möglich, obwohl sich das natürlich jeder wünsche. Man habe auch eine entsprechende Verantwortung für die Notwendigkeit von Heimplätzen und könne nicht wie ein Privater einfach zusperren. Derzeit gebe es noch 78  7- und 8-Bett-Zimmer, die grundsätzlich in den nächsten Wochen abgebaut würden, dann würde es noch 221 6-Bett-Zimmer geben. 

Die Führungsebene versuche, mehr vor Ort zu gehen und auch an Sprechstunden teilzunehmen. Generell sei im Bereich der Führung die Vorbildwirkung von maßgeblicher Bedeutung. Es werde versucht, ein breites Spektrum von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. Die Fachaufsicht sei ständig von den Vorgesetzten wahrzunehmen. Die Interne Revision prüfe stichprobenweise. Der medizinisch-pflegerische Bereich sei bei Querschnittsprüfungen mit berücksichtigt worden.

Derzeit werde das System des Mischbelages geprüft, also des Nebeneinanders von schweren und leichten Fällen in einer Station. Je nach den Ergebnissen der Evaluierung werde man dieses System zum Einsatz bringen.

Betreffend Qualität wolle man österreichweit im Hinblick auf den Einsatz der MitarbeiterInnen die Qualitätssicherung und nicht die Qualitätskontrolle in den Vordergrund stellen. Der KAV gelte als Schrittmacher in Österreich auf dem Gebiet der Qualität, es seien allein im Vorjahr rund 300 Qualitätsprojekte umgesetzt worden. 

Für das Controlling stünde entsprechendes EDV‑Instrumentarium mit zentralen Daten zur Verfügung. Weiters gebe es für Krisensituationen auch besondere Informationsabläufe. Derzeit werde ein neues Frühwarnsystem getestet, das innerhalb der nächsten Monate flächendeckend eingesetzt werden solle. Man wolle dabei auch aus „Beinahe-Fehlern“ lernen. 

Zurzeit sei ein Geriatrieplan 2004 gemeinsam mit der Bereichsleitung für Gesundheitsplanung in Ausarbeitung, wo die neuen Strukturen im Sozialbereich berücksichtigt würden. 

Der Zeuge betonte, dass ihn das Bild, das in der letzten Zeit von den Leistungen des Krankenanstaltenverbundes in der Öffentlichkeit vermittelt wurde, sehr getroffen habe. Dieses Bild werde den Tatsachen nicht gerecht, da ein hervorragendes Gesundheitswesen angeboten werde. Es habe das Vertrauen der Bevölkerung gelitten und die Bereitschaft von Menschen, im Bereich der Geriatrie zu arbeiten, sei geringer geworden. Seine Aufgabe sei daher, das Image wieder zu verbessern.

Verschiedene Leistungsverlagerungen seien in Aussicht genommen, schwerpunktmäßig solle Lainz umgestaltet werden. Man versuche, jeweils im Einzelfall die passende wirtschaftliche Lösung zu finden, ziele aber jedenfalls nicht darauf ab, Großheime zu bauen. In Lainz habe man die Bettenanzahl von seinerzeit 4 500 mittlerweile auf rund 2 000 reduziert und wolle weiter auf rund 1 200 reduzieren. Zum Teil seien auch Sozialfälle im Geriatriezentrum untergebracht. Dies sei ihm aber lieber, als diese Menschen auf der Straße stehen zu lassen. Ambulante Dienste würden weiter ausgebaut.

Mit dem Patientenanwalt und dem Pflegeombudsmann bestehe regelmäßig Kontakt. 

Hinsichtlich des Einsatzes von Sedativa und Antidepressiva habe der Zeuge eine Untersuchung veranlasst, die keine Auffälligkeiten ergab.

Zu den Pflegegebühren gab der Zeuge an, man arbeite an einer Differenzierung und werde dabei die Hotelkomponente berücksichtigen. Es müssen dazu aber auch noch einige Fragen mit dem WIKRAF geklärt werden. Jedenfalls werde die Verrechnung neu organisiert werden, man suche nach einer Lösung, die von der Bevölkerung als gerecht empfunden werde.

Ein Projektleiter sei intern beauftragt, mit externer Begleitung der Frage nach der Einrichtung einer Teilunternehmung Geriatriezentrum nachzugehen. Die Einrichtung zusätzlicher Teilunternehmungen habe man sich von Anfang an offen gehalten. Auch betreffend die Frage monokratische oder kollegiale Führung seien die Mitarbeiter mit externer Begleitung mit einer Prüfung beauftragt worden.

Soweit die Aussage des Zeugen. Ich gebe dann weiters bekannt, dass die beantragten Zielvereinbarungen in der Geschäftsstelle zur Einsicht aufliegen. 

In der Sitzung am 12. Februar 2004 hat die Kommission den Beschluss gefasst, dass die Magistratsdirektion über den Umfang der Amtsverschwiegenheit in Bezug auf die von Herrn Dr. Serles an den Zeugen Dr. Hauke gestellte Frage betreffend Nennung der Namen von sechs MitarbeiterInnen, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden sei, Mitteilung machen solle. Diese Mitteilung ist mit Schreiben vom 13.2.2004 eingelangt und sie lautet:

„Die Thematik „gegen welche Personen wurden Disziplinarverfahren eingeleitet“ war nicht Gegenstand der Entbindung der Amtsverschwiegenheit.“

Ich habe daher festzuhalten, dass der Zeuge Dr. Hauke über die ihn vom Herrn GR Dr. Serles gestellt Frage nach den Namen von Disziplinarbeschuldigten mit Recht die Aussage gemäß § 49 Abs. 1 Z 2 AVG verweigert hat.

Es liegt jetzt vor ein Antrag der ÖVP, den ich zur Verlesung bringe: „Die Untersuchungskommission möge beschließen:

1. Der Generaldirektor des Wiener Krankenanstaltenverbundes KAV, Dr. Eugen Hauke, ist neuerlich als Zeuge zu laden zum Beweis dafür, gegen welche Mitarbeiter des Wiener Krankenanstaltenverbundes im Zusammenhang mit dem Pflegeskandal ein magistratsinternes Disziplinarverfahren eingeleitet wurde.

2. Die Amtsverschwiegenheit, auf die sich Dr. Eugen Hauke hinsichtlich der Nennung der Namen und Personaldaten von Mitarbeitern des Wiener Krankenanstaltenverbundes, gegen welche ein magistratsinternes Disziplinarverfahren eingeleitet wurde, beruft, würde wegen der Wichtigkeit der Aussage aufgehoben - § 59d Abs. 3 Wiener Stadtverfassung.
Die Sitzung ist in diesem Zusammenhang vertraulich. Wieder Zitat § 59d Abs. 3 der Wiener Stadtverfassung.

Begründung: Die Kenntnis der Personen, gegen die als Mitarbeiter des Wiener Krankenanstaltenverbundes ein magistratsinternes Disziplinarverfahren eingeleitet wurde, ist für den weiteren Verlauf der Arbeit der Untersuchungskommission von großer Bedeutung.“ 

Soweit der Antrag. Gibt es noch weitere Antragsstellungen? Wenn das nicht der Fall ist, dann nehme ich an, dass es Wortmeldungen zu diesem Antrag gibt. Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einige Bemerkungen zum Antrag, aber auch zur Stellungnahme der Magistratsdirektion, die der Herr Vorsitzende uns vorhin zur Kenntnis gebracht hat. 

Ich möchte vielleicht anschließen an die Diskussion vor einer Woche, wo wir auch darum ersucht haben, um eine rechtliche Prüfung der Vorgangsweise, auch im Hinblick auf den Datenschutz. Weil wir mit der Situation konfrontiert waren, dass die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit nicht gleichzeitig heißt, dass die Problematik des Datenschutzes nicht vorhanden wäre, weil damit berechtigte Interessen Dritter berührt werden könnte, sowohl was zivilrechtliche als auch öffentlichkeitsrechtliche Rechte betrifft. 

Ich möchte daher, so, wie wir das bereits auch letzte Woche gemacht haben, heute noch einmal wiederholen, nämlich den Herrn Vorsitzenden als Juristen um seine Stellungnahme ersuchen, ob die Verwendung dieser Daten eine wesentliche Voraussetzung für die Wahrnehmung der uns als Untersuchungskommission und damit Behörde gesetzlich übertragenen Aufgabe ist? Das heißt, ob die Namensnennung notwendig ist, um den Zweck der Kommission auch zu erreichen, ob diese Datenanfrage zur Klärung des maßgeblichen Sachverhaltes erforderlich ist? Da würde ich Sie als Vorsitzenden um Ihre rechtliche Beurteilung ersuchen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Zunächst hat Herr GR Barnet noch das Wort gewünscht.

GR Barnet: Danke, Herr Vorsitzender. Herr Vorsitzender! Ich glaube, dass die Sachlage eindeutig ist. Der Art. 20 Abs. 3 BVG normiert ausdrücklich und eindeutig die Frage der Amtsverschwiegenheit. Er normiert auch, wann die Amtsverschwiegenheit gegenüber anderen Organen, wie wir als Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates eines sind, nicht gilt. Er verweist dabei auf die einschlägigen Gesetze, nämlich inwieweit sie dann von der Amtsverschwiegenheit befreien können. Das wäre das Dienstrecht und die Wiener Stadtverfassung. In diesem Zusammenhang wurde auch von Ihnen - wenn das Protokoll, das uns vorliegt und das muss ja richtig sein richtig ist - zu Beginn und zwar noch in der öffentlichen Sitzung – ich verweise hier auf die Seite 5 des Protokolls der letzten Sitzung – festgehalten, dass der Zeuge von der Amtsverschwiegenheit entbunden ist und zwar ohne Einschränkung – so haben Sie uns das kundgetan, ich bringe jetzt nicht zum Ausdruck, was in der nicht öffentlichen Sitzung dann gesagt wurde. Die Einschränkung, die hier jetzt von der Magistratsdirektion gemacht wird und die Sie als solche zur Kenntnis genommen haben, kann ich nicht zur Kenntnis nehmen, weil die selbst vom Wortlaut, mit dem der Zeuge von der Amtsverschwiegenheit entbunden wurde, eindeutig umfasst ist. Sprich, er hätte darüber Auskunft geben können. Wir können das hier nur nicht erörtern, weil es nicht öffentlich ist. Daher ist die Sachlage für mich eindeutig, der Zeuge hätte schon das letzte Mal aussagen müssen. Eine Konkurrenz mit dem Datenschutz kann ich deswegen nicht erkennen, Kollege Deutsch, weil zwei konkurrenzierende Normen hier gar nicht vorhanden sind, weil die Amtsverschwiegenheit klarlegt, dass sie sich dort, wo schützenswerte Interessen vorhanden sind und da ist der Datenschutz schon mit inkludiert, davon Abstand genommen werden kann, wo die Bundesverfassung in 20/3 eine Ausnahme gewährleistet, nämlich unter Verweis auf die Gesetze. Die Gesetzeslage ist hier eindeutig, nämlich durch das Dienstrecht und die Wiener Stadtverfassung, die Vollziehung hat gehandelt, sie hat den Zeugen entbunden und zwar umfassend und nicht, so wie sie jetzt nachträglich einschränkt, in diesem Punkt nicht. Ich muss sagen, Herr Vorsitzender, in diesem Zusammenhang verstehe ich auch Ihre Feststellung nicht, denn, ich wiederhole mich, Sie selbst haben auf der Seite 5 des Protokolls – auf das ich noch einmal verweise – eindeutig festgehalten, dass er von der Amtsverschwiegenheit entbunden ist und keine Einschränkung gemacht. Selbst wenn eine solche Einschränkung durch den Wortlaut vorliegen sollte – was nicht der Fall ist – hätte darauf verwiesen werden müssen. Wir als Mitglieder der Kommission, denen das Dokument nicht vorgelegen ist, müssen daher Ihren Worten glauben. Zu dem Zeitpunkt, wo Sie das gesagt haben, ist uns als Personen das Dokument der Entbindung der Amtsverschwiegenheit des Zeugen nicht vorgelegen, daher müssen wir Ihren Worten glauben und daher ist für mich die Sachlage eindeutig. 

Der Antrag ist daher eigentlich überflüssig. Es ist gut, wenn er angenommen wird, weil der damit zum Ausdruck bringt, wie die anderen Mitglieder dieser Kommission darüber denken. Aber grundsätzlich wäre er von der Rechtslage her gar nicht notwendig, weil die Sachlage eindeutig ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Barnet. Ich will erstens einmal festhalten, dass der Zeuge Dr. Hauke in der letzten Sitzung von sich aus gesagt hat, dass der Umfang der Amtsverschwiegenheit seine Befragung in dem Punkt Disziplinarverfahren, die Entbindung, nicht erfasse, er sei nicht entbunden. Daher haben wir an jene Stelle die Anfrage - beschlossen in der Sitzung - zu richten, wie weit die Amtsverschwiegenheit geht. Das ist ein Beschluss der Kommission und nicht von mir. Bitte, es ist jede Diskussion darüber, ob jetzt meine Sitzungsführung in diese oder in jene Richtung gut oder nicht gut war, glaube ich, entbehrlich, da die Kommission den Beschluss gefasst hat, die Anfrage zu richten. Die Anfrage wurde dahin beantwortet, dass eine Entbindung von der Amtsverschwiegenheit betreffend Disziplinarverfahren nicht erteilt wurde. Daher habe ich darüber nicht zu entscheiden. Das ist das eine.

Das Zweite ist also, dass ein Antrag vorliegt und über den werden wir heute Beschluss fassen, ohne dass ich jetzt zunächst dazu Stellung nehme, weil Frau GRin Korosec noch etwas sagen... - bitte.

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Wir waren vorige Woche der Meinung, dass die Amtsverschwiegenheit, dass die Entbindung vorhanden gewesen wäre. Herr Dr. Hauke hat das anders gesehen, das war auch der Grund, warum wir ausgezogen sind. In der Zwischenzeit wurde - das haben wir da gemeinsam beschlossen - eine Anfrage gestellt. Diese Anfrage wurde eindeutig beantwortet und daher haben wir heute diesen Antrag eingebracht, dass Herr Dr. Hauke noch einmal vernommen wird, um die Namen zu nennen. Ich ersuche hier um Ihre Zustimmung.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, Sie wünschen etwas zu sagen, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Ich würde Sie ersuchen, diese Auskunft, die Sie von der Magistratsdirektion bekommen haben, dem Ausschuss auch schriftlich vorzulegen. Ich entnehme Ihrer Aussage, dass die Amtsverschwiegenheit und ihre Aufhebung die Nennung der Namen nicht umfasst. Das heißt, dass Herr Generaldirektor Dr. Hauke zu Recht letztes Mal geschwiegen hat, weil er in diesem Punkt nicht von der Amtsverschwiegenheit entbunden wäre?

Vorsitzender Dr. Körber: So ist es.

GRin Dr. Pilz: Gut. Persönlich möchte ich sagen, es tut mir Leid, dass es so ist, denn ich hätte gefunden unter Wahrung der Vertraulichkeit hätte es Sinn gemacht, hier diese Namen zu erfahren, also unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Ich nehme zur Kenntnis, dass die Magistratsdirektion das anders sieht. In dem Zusammenhang ergibt sich für mich schon eine Frage, nämlich dass Frau StRin Dr. Pittermann in einer öffentlichen Sitzung des Gemeinderates selbst die Einleitung des Disziplinarverfahrens gegen einen Mitarbeiter im Geriatriezentrum Am Wienerwald im Dezember mitgeteilt hat. Da stellt sich für die GRÜNEN schon die Frage, wie geht man jetzt damit um? Frau StRin Dr. Pittermann hat jetzt für mich hohen Erklärungsbedarf, denn was für Mitarbeiter A, muss für Mitarbeiter B, C, D, E und F auch gelten oder nicht. Da wird die Frau Stadträtin sich von den GRÜNEN einige Fragen stellen lassen müssen. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie meinen eine Aussage der Frau StRin Dr. Pittermann in einer anderen Kommission?

GRin Dr. Pilz: Nicht in einer Kommission, sondern im Gemeinderat, Herr Vorsitzender. In der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates auf eine Anfrage hin hat Frau StRin Dr. Pittermann die Öffentlichkeit in Kenntnis gesetzt, dass gegen einen Mitarbeiter, Bediensteten des Geriatriezentrums Am Wienerwald ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde. 

Vorsitzender Dr. Körber: Die hat sie namentlich genannt?

GRin Dr. Pilz: Namentlich! Und das ist dann in der Folge in allen Medien erschienen. Entweder oder, Herr Vorsitzender, Recht muss für alle gleich sein. Danke schön.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Korosec, wollten Sie? Frau GRin Lakatha.

GRin Lakatha: Ich würde Sie bitten, für alle Beteiligten hier irgendwie klarzustellen, dass die Magistratsdirektion, so wie ich informiert bin, festgestellt hat, dass der Herr Generaldirektor Dr. Hauke letztes Mal bezüglich der Nennung der Disziplinarverfahren berechtigt war oder es richtig war, dass er diese Namen nicht nennt.

Es wurde aber festgestellt, dass man diese Amtsverschwiegenheit, auch im Sinne des Disziplinarverfahrens, separat aufheben kann. Das heißt, dass wir – daher ist unser Antrag – eine zusätzliche Amtsverschwiegenheit, weil das angeblich irrtümlich oder bewusst nicht drinnen und daher ist bitte dieser Antrag und es entspricht völlig der Richtigkeit. Abgesehen davon möchte ich Sie aufmerksam machen, dass wir gebeten haben, das in einer vertraulichen Sitzung zu machen. Ich würde Sie ersuchen, auch allen mitzu-
teilen, dass sie rechtlich sich auskennen, dass man in diesem Punkt die Amtsverschwiegenheit zusätzlich aufheben kann.

Vorsitzender Dr. Körber: Habe ich Sie jetzt recht verstanden, dass Sie jetzt die Debatte in einer vertraulichen Sitzung wünschen?

GRin Lakatha: Nein, nein, die Debatte jetzt überhaupt nicht. Aber ich meine, wenn man sagt, dass die Namen der sechs Personen, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde, eine vertrauliche Sache ist, dann würde ich sagen, die Vernehmung vom Herrn Generaldirektor Dr. Hauke in einer vertraulichen Sitzung zu machen. Das steht bitte auch hier.

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist ohnehin der Inhalt Ihres Antrages, der von der ÖVP-Fraktion kommt. Denn hier im Punkt 3 heißt es: „Die Sitzung ist in diesem Zusammenhang vertraulich.“

GRin Lakatha: Herr Doktor! Ich wollte Sie nur bitten, allen Mitgliedern klar zu machen, dass dieser Antrag rechtlich absolut gedeckt ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Der Antrag ist ja jetzt allen bekannt.

GRin Lakatha: Ja, aber man hat Sie um Ihre Stellungnahme als Jurist gebeten. Ich würde Sie um eine eindeutige Stellungnahme bitten.

Vorsitzender Dr. Körber: Ach so, das meinen Sie. Wenn ich jetzt antworten soll auf jede Bemerkung ... Sie wollen noch etwas sagen?

GR Deutsch: Ich wollte noch einen Satz dazu sagen. Ich habe nicht die Frage der Amtsverschwiegenheit angesprochen, weil das ganz deutlich in der Stellungnahme der Magistratsdi-
rektion zum Ausdruck gekommen ist, sondern die andere Frage, die wir letzte Woche bereits angeschnitten haben, nämlich die Frage des Datenschutzes. Ich habe diese Frage nicht an den Kollegen Barnet gerichtet, sondern an den Vorsitzenden der Kommission als Juristen, weil es für uns – ich denke auch für alle anderen Mitglieder der Kommission – von Interesse ist zu erfahren, wie Sie als Jurist dieses Thema sehen, bevor dieser Antrag zur Beschlussfassung kommen soll.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Deutsch. Zu dieser Themenstellung, die Sie erwähnt haben, ist zu sagen, dass verschiedene Gesichtspunkte eine Rolle spielen. Zunächst einmal ist der Beweisantrag, die Fragestellung betreffend die Disziplinarverfahren, nahe einem Erkundungsbeweis. Ob ein Erkundungsbeweis hier erhoben werden soll oder nicht ist auch zu überlegen. Das ist das eine.

Das Zweite, das Thema Datenschutz, das Sie nennen. Ja, es ist natürlich so, dass für die Betroffenen im Disziplinarverfahren schon ein Recht darauf besteht, dass das nicht weitere Kreise zieht, sage ich jetzt einmal nur am Rande. Man hat an sich als in einem Disziplinarverfahren Angezeigter den Anspruch, dass das nicht weiter bekannt wird. Weil, wenn das Disziplinarverfahren eingestellt wird, natürlich damit unter Umständen dienstrechtliche Nachteile oder sonstige Nachteile im Fortkommen im Allgemeinen bestehen. Wie weit die hier gewichtet werden, habe nicht ich zu entscheiden, das ist Sache der Kommission, wenn sie einen Beschluss fasst, die Gewichtung der Nachteile für den Betroffenen.

Das Weitere ist, dass unter Umständen der Zeuge Dr. Hauke, der vernommen wird und andere benennt, in zivilrechtliche Probleme geraten könnte, weil er den Betroffenen Nachteile verschafft hat, im Fortkommen, § 1330 ABGB. Das sind Überlegungen, die ich nur anschneiden kann, aber nicht bitte entscheiden kann. Das ist Sache der Kommission. 

Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Ich möchte das noch einmal wiederholen. Der Punkt ist: Wir stimmen diesem Antrag zu - von der SPÖ wissen wir es noch nicht - der ja nichts Negatives beinhaltet. Die Frage ist nur, ob wir es uns als Kommission gefallen lassen, dass die Magistratsdirektion wann und wie sie will glaubt, die Amtsverschwiegenheit interpretieren zu können. Nämlich nicht im Hinblick auf die Auslegung des Gesetzes, sondern ob sie das eine Mal von der Amtsverschwiegenheit hat entbunden oder nicht.

Herr Vorsitzender! Weil jetzt wieder, ich sage das, die öffentliche Sitzung ist und keine nicht öffentliche, kann ich ja nicht vorlesen, was in der Entbindung der Amtsverschwiegenheit von der Magistratsdirektion für den Zeugen Dr. Hauke drinnen steht. Ich kann nur so viel sagen: Sie ist eindeutig, nämlich dass der Gegenstand der Befragung, der das letzte Mal auf der Tagesordnung gestanden ist, auch hinsichtlich der Disziplinarverfahren eindeutig auch daraus ableitbar ist, und man ihn das sehr wohl hätte befragen können. Unabhängig davon bleibe ich bei der Rechtsansicht, dass die Kommission natürlich alle ihr gemäß Gesetz zustehenden Möglichkeiten hat, nämlich von sich aus die Amtsverschwiegenheit selber aufzuheben, § 59d Abs. 10. 

Unabhängig davon ist es aber so, dass der Zeuge sich in seiner Wortmeldung nicht darauf berufen hat, dass er nicht in diesem Punkt von der Amtsverschwiegenheit entbunden sei, im Hinblick auf irgendeine jetzt nachträglich erstellte Auskunft durch die Magistratsdirektion, sondern er – und das kann man auch im öffentlichen Protokoll nachlesen – einfach nur darauf verweist, er hätte sich – wo auch immer – erkundigt und er könnte Schwierigkeiten mit dem Datenschutz bekommen. Es liegt nicht an uns das zu entscheiden, weil wir sind weder ein Gericht noch, wie soll ich sagen, machen wir da eine Vorlesung über den Konflikt zwischen Datenschutz und Amtsverschwiegenheit. Der Punkt ist klar, was für uns gilt, für uns gilt nämlich die Wiener Stadtverfassung, die Bundesverfassung und die einschlägigen Gesetze. Wir haben gar nicht zu bewerten, ob er in einen Konflikt kommt mit dem Datenschutzrecht oder nicht. Denn für uns gibt es eine Spezialnorm, das ist der Art. 20 Abs. 3 BVG, die Amtsverschwiegenheit und die daraus erwachsenden Rechte und Pflichten in den Einfachgesetzen und diese sind eindeutig. Da wiederhole ich und das ist jetzt keine Kritik an Ihnen, wenn ich etwas wiederhole, was Sie in Ihrem eigenen Protokoll steht, nämlich, dass Sie zu Beginn der Sitzung – ich sage nochmals Seite 5, rechte Spalte, 2. Absatz oben – erklärt haben, dass der Zeuge von der Amtsverschwiegenheit entbunden ist und zwar ohne Einschränkung. Daher muss ich das zur Kenntnis nehmen und daher ist für mich die Sachlage – ich wiederhole – klar, der Zeuge wäre das letzte Mal schon zu hören gewesen. Es ist eindeutig, wenn die Kommission glaubt, dass es nicht eindeutig ist, dann müssen wir einfach den Antrag der ÖVP beschließen. Nicht sein kann aber, dass die Magistratsdirektion im Nachhinein glaubt, interpretieren zu müssen, was sie zuerst geschrieben hat. Denn es ist nicht nur so, wie Kollegin Pilz gesagt hat, dass die Stadträtin in der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates schon einmal einen Namen genannt hat, sondern auch hier in der U-Kommission ist öffentlich schon der Name von Personen genannt worden, gegen die Disziplinarverfahren eingeleitet wurden, z.B. bei der einen Stationsschwester. So einfach geht das nicht, dass man sagt, dem einen Zeugen lässt man, wenn man will, und dem anderen sagt man im Nachhinein, obwohl man ihn zuerst entbunden - ich kann es leider nicht im Wortlaut verlesen - das geht jetzt aber nicht, weil das ist uns politisch unliebsam. Daher stellt sich am Schluss jetzt auch nur die Frage: Will die SPÖ eigentlich gemäß § 59d Abs. 10 aufheben oder nicht, wenn Sie es nicht entscheiden?

Vorsitzender Dr. Körber: Nur eine kurze Erwiderung, Herr Barnet. Im Protokoll über die vertrauliche Sitzung, das ich hier nicht vorlesen kann, aber es hat sich, allgemein gesagt, hat sich der Zeuge Dr. Hauke sehr wohl darauf berufen, dass die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit nicht den Umfang hat, der es ihm auch erlauben würde, über die Disziplinarverfahren Auskunft zu geben. (Zwischenruf) Darüber wollen wir nicht weiter diskutieren, aber so steht es schon sehr wohl im Protokoll. Sie brauchen mir nicht zu sagen, dass ich das eigene Protokoll nicht kenne. (Zwischenruf) 

Es ist auch das Protokoll, bitte, in diesem Punkt für die nicht öffentliche Sitzung maßgeblich, was ich hier nicht erörtern kann. Bitte, Herr GR Wagner.

GR Wagner: Herr Vorsitzender! Ich wollte auch darauf hinweisen, dass wir über diese Causa und über diese Situation sehr eingehend in der nicht öffentlichen Sitzung diskutiert haben. Es ist nicht statthaft, da jetzt über Inhalte diesbezüglich zu reden. Ich glaube, es hat bei der nicht öffentlichen Sitzung hier sehr eindeutige Begründungen gegeben. Nichtsdestotrotz, Herr Vorsitzender, bleibt für mich trotzdem die Frage offen: Wenn jetzt die Zeugen namentlich genannt werden würden, auch in der nicht öffentlichen Sitzung, ob Sie persönlich der Meinung sind, dass dies zur Wahrheitsfindung der Causa hier beitragen kann. Weil das war eigentlich der Grund, dass die Opposition das letzte Mal die Namensnennung verlangt hat, weil man der Meinung war, man möchte sie als Zeuge laden. Ich möchte aber noch einmal darauf verweisen und die meisten von Ihnen werden es wissen und der Kollege Barnet als „Jurist“ wird es auf jeden Fall wissen, wenn Zeugen hier vorgeladen werden, über die noch ein laufendes Disziplinarverfahren läuft, was dann noch nicht abgeschlossen ist, weil es in der Zwischenzeit noch nicht einmal begonnen hat, dann dürfen sich Zeugen auch der Aussage entschlagen, wenn persönliche Schande, ein Vermögensnachteil oder sie sich selbst belasten würden. Ich würde meinen, unter diesem Aspekt, nachdem ein Disziplinarverfahren noch nicht mit einem Ergebnis feststeht, noch nicht abgehalten wird, sehe ich eigentlich nicht unbedingt eine logische Begründung, dass wir diesbezüglich jetzt die Namen nennen, um die Zeugen laden zu können. Es hat sich nie bewährt, parallel zwei Verfahren nebeneinander laufen zu lassen und Zeugen zu befragen. Ich verweise trotzdem auch noch einmal auf meine Ausführungen beim letzten Mal hin, dass ich glaube, dass der Schutz der Privatsphäre, der Schutz der persönlichen Rechte, auch von Arbeitnehmerinteressen, ohne dass ich eine Wertung vornehmen möchte, ob ein schuldhaftes oder ein nicht schuldhaftes Verhalten vorliegt, was die Disziplinarkommission entscheiden muss, wo es dann auch noch Rechtsmittel gibt, selbst wenn man befindet, dass hier jemand zu Recht verurteilt werden sollte, dann gilt im Vorfeld die Unschuldsvermutung. Ich sage dazu, ich glaube auch, dass sich sehr viele bewusst sind, wenn Vertraulichkeit verlangt wird, dass man sich auch im Großen und Ganzen danach richten sollte. Ich sehe aber trotzdem die große Gefahr, dass hier Namen genannt werden im Vorfeld und bei Namensnennungen – und Sie wissen das, meine Damen und Herren, es passiert dann in der Öffentlichkeit, wenn sie in den Medien genannt werden, eine Vorverurteilung. Da kann dann Wochen und Monate später zwar ein Widerruf erfolgen, das wird die betreffenden Persönlichkeiten und Personen nicht reinwaschen. Das ist unsere Befürchtung dabei, sonst haben wir überhaupt keine, wir wollen da weder jemand schützen noch sonst etwas, sondern uns geht es im Prinzip um die Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer in Österreich. Für das wurde ein Arbeits- und Sozialrecht geschaffen, für das gibt es eigene Gerichtshöfe, die sich mit dieser Materie sehr eingehend beschäftigen. Ich glaube, es soll sich eine Kommission auch nicht so leicht machen und sagen: Na, für uns zählt das alles nicht, wir haben hier andere Spielregeln und Vorschriften und die sind für uns gültig.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Wagner, kurz möchte ich Ihnen auf die an mich gerichtete Frage antworten, ob nämlich die Namensnennung an sich eine Beweisführung über den Sachverhalt, der hier untersucht wird, bringt. Darauf kann ich kurz antworten: Die Namensnennung als solche, nein. Der Herr Dr. Serles hat seinerzeit in der Sitzung selbst gesagt, er braucht diese Namen, um entsprechende Beweisanträge stellen zu können. Natürlich ist das in der Richtung eines Erkundungsbeweises – das schon. Dass natürlich Zeugen vernommen werden sollten, die zum Sachverhalt etwas wissen und wie man diese ausforscht, ist ein zweites Kapitel. Bitte, Frau Dr. Pilz. 

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Ich ersuche Sie um Ladung der zuständigen Person in der Magistratsdirektion, die für die Rechtsauskunft, die Sie hier eingeholt haben, verantwortlich zeichnet, damit wir die Konsequenz aus allfälliger Amtsverschwiegenheit oder deren Aufhebung in Bezug auf die Namensnennung derer, gegen die ein Disziplinarverfahren verhängt wurde, damit wir wissen, was das heißt, einerseits in Bezug auf die Rolle und Situation des Herrn Generaldirektor Dr. Hauke, der sich da sehr eindeutig geäußert hat. Und in Bezug auf die rechtlichen Folgen allfällig für Bedienstete und auch die Möglichkeit der Kommission, hier im Sinne der Erkundung auch die nötigen Beweise vorgelegt zu bekommen, ohne die achtenswerten Interessen von Bediensteten zu verletzen. Ich würde in dem Zusammenhang auch ersuchen, diese rechtskundige Person zu fragen, was es heißt, dass es ohnehin schon Wissen über Menschen gibt, gegen die ein Disziplinarverfahren verhängt wurde durch die Äußerungen der Frau Stadträtin.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, verstehe ich das als einen Antrag?

GRin Dr. Pilz: Das ist ein mündlicher Antrag, ja, auf Ladung der sachkundigen Person aus der Magistratsdirektion.

Vorsitzender Dr. Körber: Beinhaltet dieser Antrag gleichzeitig, das über den heute gestellten Antrag von der ÖVP-Fraktion erst nach der Vernehmung des Betreffenden ...

GRin Dr. Pilz: Das wäre mein Wunsch.

Vorsitzender Dr. Körber: ... entschieden wird? Weil das gehört zusammen. Denn sonst wäre es sinnlos.

GRin Dr. Pilz: So ist es, in der Tat. Nachdem wir Frist haben und niemand läuft davon, da können wir uns auch die nötige Zeit lassen, würde ich ersuchen und würde auch die Kollegen von der ÖVP ersuchen, den Antrag nicht zurückzuziehen, sondern zurückzustellen, nach Klärung dieser Rechtsfrage.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Korosec, Sie wollen sich dazu direkt äußern?

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Wir haben vorige Woche in der vertraulichen Sitzung eingehend darüber diskutiert und es war einhellig Meinung, dass wir die Meinung der Magistratsdirektion einholen. Jetzt gibt es eine Meinung, die passt jetzt offensichtlich der Mehrheitsfraktion nicht und aus diesem Grund werden schon wieder neue Aspekte gebracht. Bitte, diese Meinung von der Magistratsdirektion liegt vor. Wir haben aus diesem Grund einen Antrag eingebracht. Ich bitte, über diesen Antrag abzustimmen. Wer eine andere Meinung, der soll das hier auch kundtun.

Vorsitzender Dr. Körber: Das heißt also, Sie sprechen sich gegen den Antrag von Dr. Pilz aus?

GRin Korosec: Ich bin für unseren Antrag.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich frage Sie bitte, ob Sie ...

GRin Korosec: Weil wir Zeit sparen sollten. Dass wir über so eine Sache, ob ein Zeuge aussagt oder nicht, wochenlang diskutieren? Es gibt eine Meinung der Magistratsdirektion und müssen wir wieder die Beamten herholen, die diese Meinung vertreten, das halte ich wirklich für ein Kasperltheater. Ich ersuche, dass wir über den Antrag von der ÖVP abstimmen.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Korosec, wir wollen vielleicht das Kasperltheater aus dem Haus lassen. Gibt es dazu jetzt noch eine Wortmeldung? Herr GR Barnet.

GR Barnet: Prozessuale Fragen sind wichtig und Spitzfindigkeiten in dem Zusammenhang bis zu einem gewissen Grad amüsant, aber irgendwann ist der Amüsantheitsgrad erreicht. (Diskussion) Anica, bist du fertig? Weil dann kann ich wieder etwas sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Darf ich bitten, Herrn Barnet sprechen zu lassen.

GR Barnet: Danke. Nach alldem, was jetzt diskutiert wurde, schließe ich mich der ÖVP an, wir stimmen darüber ab, die Rechtsfragen sind nachrangig. Die Frage, die uns wirklich interessiert, ist, ob ... (Diskussion) Warum? Wenn ihr zuhören würdet und nicht ständig miteinander tratschen, dann hättet ihr meinen ersten Satz schon gehört, in dem ich das jetzt schon einmal gesagt habe. Da hat die eine oder andere von euch ständig schwätzen müssen. (Diskussion) Bitte schön, ich sage das, weil ihr so nett seid.

Der Punkt ist der, die Rechtsfrage ist so nicht mehr klärbar, daher ist es eine politische Frage und wir stimmen darüber ab gemäß – so, wie es die Stadtverfassung vorsieht - § 59d/10. Wir können es aufnehmen, wann wir wollen. Ein Nach-hinten-Verschieben, Kollegin Pilz, bringt deswegen nichts und jetzt auch in Antwort auf den Kollegen Wagner, weil die Kommission hat eine Frist von einem Jahr. Jetzt läuft die Frist ab, weil sich die Magistratsdirektion dazu bequemt, die Disziplinarverfahren so lange in die Länge zu ziehen, bis die Jahresfrist abgelaufen ist und dann wissen wir von den sechs oder wie viele es sind gar nichts, weil wir sie nicht mehr holen können. Das halte ich, ehrlich gesagt, für keine schlaue Vorgangsweise. Deswegen bin ich ganz der Meinung der ÖVP – abstimmen. Dann zeigt sich, wer der Wahrheitsfindung dienen will und wer verschleiern will.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin nicht der Meinung, dass Rechtsfragen nachrangige Fragen sind, sondern letztendlich durch die Vorgangsweise der Kommission natürlich auch ein Präjudiz für weitere Vorgangsweisen geschaffen wird. Ich möchte auch wirklich den Begriff eines Kasperltheaters, wie ihn die Kollegin Korosec verwendet hat, zurückweisen. Das ist ein Begriff, der letztendlich auch dem Gremium einer Untersuchungskommission schadet. Im Unterschied zum Kollegen Barnet finde ich es überhaupt nicht amüsant, wie diese Diskussion abgewickelt wird. Ich halte noch einmal fest, dass es nicht um die Frage der Amtsverschwiegenheit geht. Die Frage der Amtsverschwiegenheit wurde bereits eindeutig auch vom Vorsitzenden dargelegt. Es geht um die Frage, die wir letzte Woche bereits angeschnitten haben und die auch heute in der Diskussion letztendlich nicht erschöpfend beantwortet werden konnte. Wie sieht es in der Folge mit datenschutzrechtlichen Rechten aus, nämlich die berechtigten Interessen Dritter berühren? Es war für mich interessant zu hören, dass der Herr Vorsitzende auch festgestellt hat, dass für die Wahrheitsfindung selbst die Namensnennung nicht erforderlich ist. Dass aber letztendlich der Antrag, der unter dem Gesichtspunkt auch des Datenschutzes zu sehen ist, wir daher heute auch nicht zur Abstimmung bringen sollten bzw. im Zweifel, weil diese rechtlichen Dinge noch nicht besprochen oder ausgeräumt sind, daher auch nicht zustimmen sollten und werden daher dem Antrag und dem Antrag der Kollegin Pilz, hier diese rechtliche Klärung auch herbeizuführen, nämlich jenes Ansinnen, das wir bereits auch letzte Woche eingebracht haben, das aber noch offen geblieben ist, uns auch anschließen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Lakatha.

GRin Lakatha: Ich habe Sie gebeten, Herr Doktor, dass Sie uns den Teil dieses Rechtsgutachtens vorlesen. Weil, soweit ich informiert bin, ist letztes Mal die Amtsverschwiegenheit eigentlich vom Herrn Dr. Hauke begründet gewesen. Es gibt aber einen Teil dieses Rechtsgutachtens, dass man diesen Teil separat aufheben kann. Ich meine, Sie müssen das Gutachten von der Magistratsdirektion haben. Ich würde Sie bitten, das vorzulesen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, ich lese es Ihnen gerne wörtlich vor.

„... zu Ihren Fragestellungen Folgendes mitgeteilt:

1. In der Zeugenladung des Herrn Generaldirektors sind die Befragungsgegenstände aufgelistet. Die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit zitiert ihrerseits diese Vernehmungspunkte. Die Thematik „Gegen welche Personen wurden Disziplinarverfahren eingeleitet?“ findet sich nicht in der Ladung und war demgemäß auch nicht Gegenstand der Entbindung von der Amtsverschwiegenheit.“

So lautet dieser Punkt.

GRin Lakatha: Irgendwo steht doch, wenn ich richtig informiert bin, dass man diesen Punkt der Amtsverschwiegenheit über Antrag aufheben kann? Oder bin ich schlecht informiert?

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind sicher gut informiert. Ich habe noch nicht fertig gelesen.

„2. Eine Entbindung in der genannten Frage ist grundsätzlich möglich. Auf die beschlussmäßige Eigenzuständigkeit der Untersuchungskommission darf verwiesen werden.“

GRin Lakatha: Danke. Dann ist es geklärt.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Barnet, bitte.

GR Barnet: Herr Vorsitzender! Der Kollege Deutsch fordert mich gerade dazu auf, noch einmal etwas dazu zu sagen.

Erstens habe ich gesagt, die Rechtsfrage tritt dort in den Hintergrund - bitte missinterpretieren Sie mich nicht falsch - wo eine Entscheidung durch die Kommission möglich ist im Sinne von § 59d Abs. 10, weil dann ist das am Schluss eine politische Entscheidung, ob wir jetzt als Gremium die Amtsverschwiegenheit aufheben, sonst würde es das Gesetz nicht normieren, dass wir es können.

Zweitens, der Datenschutz ist nicht zum Anwenden zu bringen, genauso wie das burgenländische Ziehbrunnengesetz nicht zur Anwendung zu bringen ist, weil nämlich wir hier verhandeln nach den einschlägigen Rechtsnormen - ich habe Sie Ihnen gesagt - der Bundesverfassung, der Wiener Stadtverfassung und in dem Fall dem AVG. Im AVG ist eindeutig geregelt, wann ein Zeuge sich entschlagen darf und wann er sich nicht entschlagen darf. Da ist es ganz klar, ein Zeuge, der ein öffentlich Bediensteter ist, darf sich nur dort, wo es um die Amtsverschwiegenheit geht, berufen auf seine Entschlagung im Hinblick auf die Amtsverschwiegenheit, aber nicht im Hinblick auf das Datenschutzgesetz. Da steht nämlich nichts davon drinnen im AVG, sondern das steht drinnen, Kunst-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis oder sonst irgendetwas. Noch dazu wäre das Datenschutzgesetz, um diese rechtliche Frage zu klären, selbst wenn es drinnen stehen würde, deswegen nicht anzuwenden, weil der Generaldirektor Dr. Hauke nicht auf Grund elektronischer Archivierung von Personen, die irgendwo drinnen stehen weiß, gegen welche Personen das Disziplinarverfahren eingeleitet worden ist oder nicht, sondern er weiß es in seiner Funktion als Generaldirektor des KAV und deswegen ist auf ihn der Begriff anzuwenden „Beamter“, wie auf jeden anderen, der von diesem Gesamtbegriff in der Bundesverfassung umfasst ist. Wenn Sie das nicht verstehen, dann tut es mir Leid, dann wird es vielleicht wirklich notwendig sein, mehrere Auskunftspersonen zur Frage zu hören, zum Konkurrenzverhältnis zwischen Amtsverschwiegenheit und Datenschutz. Ich halte noch einmal fest, der Datenschutz steht nicht zur Diskussion, weil er in keiner der einschlägigen Normen, nach denen wir verhandeln, aufgelistet wird. Sondern aufgelistet wird die Amtsverschwiegenheit. Und von dieser war er das letzte Mal schon entbunden, jetzt angeblich zum Teil nicht. Aber wir können beschließen, ob er entbunden wird. Die Frage an euch, die SPÖ, ist eine einzige: Seid ihr bereit, die Amtsverschwiegenheit aufzuheben, um der Wahrheitsfindung zu dienen oder wollt` ihr verschleiern und euch hinter dem Datenschutz verstecken, der gar nicht zur Anwendung kommt? Ich wiederhole, § 48 und 49 AVG, für alle, die da drüben lesen können.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, ich darf Sie nur in einem Punkt korrigieren. Es steht im § 49 Abs. 1 Z 2, Entschlagungsrecht über Fragen, die er nicht beantworten könnte ... (Zwischenruf) Lassen Sie mich jetzt vorlesen? ... die er nicht beantworten könnte, ohne eine ihm obliegende staatlich anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit zu verletzen - staatlich anerkannte Pflicht. Ob das das Amtsgeheimnis oder eine Pflicht aus dem Datenschutz ist, steht keineswegs hier. Das Wort „Amtsgeheimnis“ kommt also im § 49 gar nicht vor.

GR Barnet: Ist der Datenschutz, Ihrer Meinung nach, anzuwenden bei ihm?

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe darüber jetzt nicht zu befinden. Ich habe nur gesagt, es steht im § 49 Abs. 1 Z 2 nicht „Amtsverschwiegenheit“, sondern „die staatlich anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit“. 

(Diskussion) Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Ohne die Diskussion weiter verlängern zu wollen, nur eine kurze Bemerkung. Ich möchte nicht auf die Polemik des Kollegen Barnet eingehen, aber schon sagen, dass wir nicht, wie er selbst gemeint hat, den Hausjuristen Barnet in dieser Frage hören sollten, sondern die Juristen des Hauses befragen sollten. Der Herr Vorsitzende hat mich eigentlich auch bestätigt jetzt in der Vorgangsweise, weil er vorhin auch gemeint hat, dass eine Namensnennung für die Wahrheitsfindung nicht zwingend erforderlich ist. Ich halte jetzt zum vierten Mal fest, dass es nicht um die Frage der Amtsverschwiegenheit gegangen ist. Hier haben wir eine klare Stellungnahme der Magistratsdirektion, dass das die Aufgabe der Untersuchungskommission natürlich ist, diese auch aufheben zu können, dass es uns aber darum geht, im Hinblick auf den Datenschutz, diese Fragen zu beantworten.

Vorsitzender Dr. Körber: Wenn keine weitere Wortmeldung ist, komme ich zunächst zur Abstimmung über den Antrag der Frau Dr. Pilz.

GR Barnet: Kann sie ihn bitte wiederholen, bei drei Anträgen ...

GRin Dr. Pilz: Das mache ich gerne. Herr Kollege Barnet, ich kann es auch namentlich benennen: Ich ersuche den Herrn Vorsitzenden um die Ladung des Herrn Dr. Franz Zörner, Obersenatsrat in der Magistratsdirektion der Stadt Wien, um ihn zu hören zu den von uns strittigen Fragen bezüglich Amtsverschwiegenheit und Datenschutz in Bezug auf die Aussage des Herrn Generaldirektors Dr. Hauke und das Nicht-nennen-Wollen von jenen Personen, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde. Es interessiert mich alle Folgeimplikationen in Bezug auf die Amtsverschwiegenheit und im Bezug auf Datenschutz, die es für die Betroffenen zeitigen würde. Es interessiert mich auch, wie wir damit umgehen, dass hier offensichtlich ungleich behandelt wird in der Einschätzung des Herrn Generaldirektor Dr. Hauke und in Bezug auf den Umstand, dass Frau StRin Dr. Pittermann bereits Namen genannt hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz hat den Antrag gestellt. Welche Äußerung geben Sie bitte ab? Frau Korosec und Frau Lakatha, ja oder nein?

GRin Korosec: Wir bleiben bei unserem Antrag, weil wir der Meinung sind ...

Vorsitzender Dr. Körber: Ich bringe den Antrag der Frau Dr. Pilz zur Abstimmung. Den kann man nur annehmen, ablehnen oder sich der Stimme enthalten.

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Da sind wir deshalb dagegen, weil der Herr Dr. Zörner nicht mehr sagen kann, als da drinnen steht über die Amtsverschwiegenheit, das hat er bekannt gegeben. Mehr kann gar nicht gesagt werden von Herrn Dr. Zörner. Wir halten das wirklich für ein Hinauszögern und das wollen wir nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, sind Sie gegen den Antrag der Frau Dr. Pilz? Frau Lakatha, darf ich fragen? Sie sind auch dagegen.

Bitte die FPÖ‑Fraktion? – Ja oder nein?

GR Barnet: Welchen Antrag bringen Sie jetzt weshalb als ersten zur Abstimmung? Weil er der weitest gehende ist?

Vorsitzender Dr. Körber: Ich bringe den Antrag der Frau Dr. Pilz zur Abstimmung, weil das die logische Konsequenz ist.

GR Barnet: Ich würde um eine Sitzungsunterbrechung ersuchen, das muss man behandeln.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie brauchen eine Beratungspause? (Diskussion) Ich unterbreche deshalb nicht die Sitzung, aber wir nehmen zur Kenntnis, wenn Sie sich einen Moment zurückziehen.

GR Barnet: Es geht um die Frage, ob dann mehrere Zeugen zu dem Thema gehört werden oder nur einer. Auf Grund dessen ... jetzt lässt´ mich ausreden ... wenn ich wüsste, dass mehrere gehört werden, wäre meine Entscheidung eine andere, als wenn ich wüsste, ob nur einer gehört wird.

Vorsitzender Dr. Körber: Es wurde nur einer beantragt.

GR Barnet: Über die Frage ist noch nicht ausführlich diskutiert worden. (Diskussion)
Vorsitzender Dr. Körber: Wollen Sie sich beraten, dann bitte. (Diskussion)
Ich bringe den Antrag zur Abstimmung. Muss ich feststellen, dass eine Stimmenthaltung ist Ihrerseits oder Ablehnung oder Zustimmung? (Diskussion)

GR Barnet: Ich glaube, wenn mehrere Zeugen gehört werden - aber der ist für mich nicht maßgeblich hinsichtlich der Frage Datenschutzrecht. Für das Datenschutzrecht gibt es in Österreich vermutlich mehr Experten als den Herrn OSR Dr. Zörner. Weil der hat nämlich nur Auskunft gegeben über die Frage, ob er von der Amtsverschwiegenheit entbunden ist oder nicht. (Diskussion) Deswegen habe ich den Herrn Vorsitzenden gefragt, ob wir hinsichtlich dieses Antrages noch einmal die Anträge erweitern können, um mehrere auf den Tisch zu legen und dann weiß ich, ob ich abstimme oder nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Wenn es der FPÖ in ihrer Entscheidungsfindung hilft, dann bin ich natürlich – aus Einsicht wird man klug und ich habe das Stück Papier erst jetzt vor mir – gerne bereit, meinen Antrag zu erweitern auf datenschutzrechtlich kompetente Personen aus der Magistratsdirektion.

Ich glaube, so viel Zeit werden wir haben, dass wir uns über die Frage, ob wir Menschen, die ein Disziplinarverfahren – hören Sie mir zu, bitte - ein Disziplinarverfahren verhängt wurden, ob wir die hier laden. Ich bin, im Gegensatz zum Herrn Vorsitzenden, schon der Meinung, dass das der Wahrheitsfindung dienen könnte. Ich möchte vorher wissen, ob es rechtens ist und ob es datenschutzrechtlich in Ordnung ist. Ich glaube, so viel Zeit können wir uns nehmen. Denn selbst wenn wir das in Vertraulichkeit dann tun, diese Namen hören, dann kann es doch sein, dass wir durch deren Ladung die Öffentlichkeit eins und eins zusammenzählen kann, eine Öffentlichkeit wäre dann schwer zu vermeiden. 

Ich will daher vorher wissen, welche Implikationen das hat und bin bereit, Herr Vorsitzender, wenn die FPÖ dann zustimmen könnte, meinen Antrag zu erweitern auf den Herrn Dr. Zörner und eine datenschutzrechtlich kompetente Person des Magistrats.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz! Haben Sie Ihren Antrag jetzt erweitert oder?

GRin Dr. Pilz: Ja, ich habe ihn erweitert, Dr. Zörner und eine datenschutzrechtliche kompetente Person.

Vorsitzender Dr. Körber: Einen Zeugen N.N., den Sie noch nennen würden?

Jetzt komme ich zur Abstimmung. – ÖVP ist wieder dagegen? Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Herr Vorsitzender! Ich wollte auch einen Antrag stellen. Wenn die Kollegin Pilz es erweitern darf, würde ich auch gerne einen stellen.

Für mich ist der Antrag der Kollegin Pilz dann akzeptabel, wenn auch unabhängige Zeugen gehört werden zur Frage des Datenschutzesgesetzes, wie z.B. der RA Univ.Doz. Dr. Andreas Nödl, Herausgeber des letzten dazu erschienenen Buches zur Frage Konflikte bei der parlamentarischen Kontrolle zwischen Datenschutz und Amtsverschwiegenheit.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, mit einem Wort, Sie machen einen Vorschlag, dass der Zeuge N.N., der von der Frau Dr. Pilz genannt wird, eben jener Herr sein soll?

GR Barnet: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann ist es ein gemeinsamer Antrag?

GRin Dr. Pilz: In dem Zusammenhang ersuche ich den Herrn Vorsitzenden, zu der alten Gepflogenheit zurückzukommen, dass wir die Personen, die dazu N.N. sind, dass wir die mit den Delegationsleitern besprechen. Ich kenne den Herrn nicht, möge er kompetent sein. Wir laden jemand, der datenschutzrechtlich kompetent ist und das Vertrauen aller vier Fraktionen hat. Passt das so?

Herr Vorsitzender! Dann ersuche ich, über meinen Antrag abstimmen zu lassen. (Zwischenruf) Den Herrn Dr. Zörner zu laden und eine kompetente Person in Datenschutzfragen, die von allen vier Fraktionen akzeptiert wird.

Vorsitzender Dr. Körber: Mit dieser Formulierung sind Sie einverstanden? Die SPÖ-Fraktion ist mit dieser Formulierung einverstanden?

GR Barnet: Herr Vorsitzender, noch einmal. Ich will das nicht verkomplizieren, aber deswegen war zuerst mein Vorschlag, das kurz zu unterbrechen, damit sich die Fraktionen auf eine Vorgangsweise einigen können, dann hätten wir uns das öffentliche Hickhack erspart. Der Antrag der Kollegin Pilz ist mir ein bisserl zu weit gehend. Wer ist das, dieser Zeuge? Das kann kein Beschluss sein. Vielleicht bauen wir ein Haus, wenn es schön ist. Das geht nicht. Entweder wissen wir etwas Konkretes und können uns darauf einigen, dann kann man über das abstimmen. Aber so allgemein einen Zeugen, mit dem dann alle einverstanden sind, das geht nicht. Deswegen bin ich dafür, das kurz zu unterbrechen, dass wir das beraten, vielleicht einigen wir uns auf etwas, was wir abstimmen können. Ansonst stimmen wir über den Antrag ab.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Barnet. Herr GR Deutsch, Sie wollen dazu noch etwas sagen, auch bezüglich der Unterbrechung.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin nicht der Meinung, dass wir eine Sitzungsunterbrechung brauchen, sondern dass wir jetzt in der Tagesordnung weiter kommen sollten. Wir können dem Antrag, wie die Kollegin Pilz ihn vorhin formuliert hat, zustimmen. Es gibt hier überhaupt kein öffentliches Hickhack. Das Einzige, was vorhanden ist, ist eine Meinungslosigkeit Ihrerseits.

Ich würde den Vorsitzenden jetzt darum bitten, den Antrag zur Abstimmung zu bringen.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Äußerung zum Antrag, Frau GRin Korosec, zu diesem Antrag, bitte.

GRin Korosec: Zu diesem Antrag. Ich komme noch einmal dazu, dass es völlig unnötig ist, den Dr. Zörner einzuladen, weil der kann nichts anderes sagen, als ...

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Korosec, bitte, wir wissen schon, dass Sie dagegen sind. Ich habe bereits zur Kenntnis genommen, dass die ÖVP gegen den Antrag der Frau Dr. Pilz ist.

Wie stimmt jetzt die FPÖ‑Fraktion jetzt ab?

GR Barnet: Wenn ich den Antrag der Frau Kollegin Pilz jetzt im Wortlaut noch einmal hören könnte, kann ich ...

GRin Dr. Pilz: Gut, sehr gerne.

Ich ersuche die Untersuchungskommission um Ladung des Herrn Dr. Zörner, OSR in der Magistratsdirektion, und einer weiteren Person, die ein ausgewiesener Datenschutzexperte/expertin ist und von allen vier Fraktionen akzeptiert wird, zur Klärung der strittigen Fragen in Bezug auf die Amtsverschwiegenheit und die datenschutzrechtlichen Implikationen zu einer allfälligen Aussage des Herrn Generaldirektor Dr. Hauke über jene Personen, gegen die ein Disziplinarverfahren im Zusammenhang mit dem Pflegeheimskandal verhängt wurde. 

Vorsitzender Dr. Körber: Jetzt haben Sie ihn gehört, Herr Barnet?

GR Barnet: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Sind Sie jetzt dafür oder dagegen?

GR Barnet: Dagegen. Weil ich nicht weiß, wer der Zeuge ist, auf den wir uns alle einigen werden und wenn wir uns auf keinen einigen, kommt nur der Herr OSR Dr. Zörner.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Abstimmung ergibt: Frau Dr. Pilz dafür- ÖVP/FPÖ dagegen. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Es wird daher festgestellt, dass die Beschlussfassung über den Antrag der ÖVP zurückgestellt wird – oder? (Diskussion) Die Frage ist, ob man einverstanden ist, dass die Beschlussfassung über den ÖVP‑Antrag zurückgestellt wird oder wird darüber jetzt abgestimmt? (Diskussion) Sie sind natürlich dagegen? Frau Dr. Pilz ist dafür? 

Jetzt können wir in die Einvernahme der Zeugin schreiten, bitte. Frau Zeugin! Sie werden hier unter Wahrheitspflicht vernommen. Sie dürfen nichts Falsches aussagen, das wäre mit strafrechtlichen Folgen verbunden, aber das, was Sie sagen, soll richtig sein und auch nichts verschweigen. Einzelne Fragen, die Ihnen persönlich von Nachteil wären, brauchen Sie nicht zu beantworten, nur müssen Sie die Gründe dafür nennen.

Darf ich um Ihren vollen Namen bitten.

Pflegedirektorin Keihsler: Mein Name ist Renate Keihsler.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind derzeit als Pflegedirektorin im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig?

Pflegedirektorin Keihsler: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Was war Ihre Berufslaufbahn? Bitte nur übersichtsweise.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe 1981 das Diplom zur Gesundheits- und Krankenpflege absolviert und war im Anschluss daran ein Jahr in Karenz. Ich habe 1983 als diplomierte Gesundheits- und Krankenschwester im Krankenhaus Lainz begonnen. 1984 habe ich in das damalige Pflegeheim Lainz gewechselt und bin seit 1984 im Pflegeheim Lainz mit einer zweijährigen Unterbrechung tätig.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie haben dann später in eine anderes Pflegeheim als Pflegedirektorin gewechselt, sage ich jetzt einmal. Welche Gründe waren dafür maßgeblich?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich hatte im Jänner 2001 einen Schiunfall, wo nicht sofort eine Operation erfolgt ist, sondern erst einige Wochen später und es im Anschluss dann in der Rehabilitation nicht so verlaufen ist wie es wünschenswert gewesen wäre und ich noch immer eine Bewegungseinschränkung hatte.

Vorsitzender Dr. Körber: Kann ich zusammenfassend sagen: Gesundheitliche Gründe haben bestanden?

Pflegedirektorin Keihsler: Es waren ausschließlich gesundheitliche Gründe.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie waren dann in St. Andrä?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich war im Geriatriezentrum St. Andrä vom 1. August 2001 bis zum 31. Juli 2003 tätig.

Vorsitzender Dr. Körber: Jetzt noch etwas kurz zur Vergangenheit. Gab es eine so genannte Mitarbeiterbefragung und was ist da gelaufen?

Pflegedirektorin Keihsler: Es gab am Ende meiner Periode im Geriatriezentrum Am Wienerwald eine Mitarbeiterbefragung. Bei der Auswertung war ich jedoch nicht mehr tätig im Geriatriezentrum Am Wienerwald, sondern schon im Geriatriezentrum St. Andrä.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie kannten oder kennen den Pflegedirektor Pelikan näher oder nur beruflich per Distanz?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kenne den Herrn Direktor Pelikan beruflich und von diversen Sitzungen und Besprechungen.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie bei der Amtsübergabe gegenüber dem Herrn Direktor Pelikan diesen informiert über das, was ansteht?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe persönlich den Herrn Direktor Pelikan nicht informiert, weil ich mich im Krankenstand befunden habe.

Vorsitzender Dr. Körber: Mir fällt auf, ich glaube, ich habe Sie nicht über die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit gefragt.

Haben Sie die Entbindung?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe die Entbindung.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, das will ich nachtragen. Jetzt sind Sie wieder im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig?

Pflegedirektorin Keihsler: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Gibt es dort irgendwelche Probleme personeller Natur?

Pflegedirektorin Keihsler: Momentan haben wir keine Probleme personeller Natur. Es sind sehr viele Betten gesperrt worden in den letzten Monaten. Das heißt, wir haben reduzieren können von 8-Bettzimmer auf 6‑Bettzimmer. Was parallel auch sehr stark die Kennzahl angehoben hat. Da habe ich mir mit gestrigem Stichtag ausgerechnet: Wir sind jetzt auf einer Kennzahl von 64 : 100. Die Kennzahl wird weiter ansteigen, wenn die restlichen Betten, derzeit noch 74, die Reduzierung zu den 6‑Bettzimmern erfolgen wird. Weiters ist geplant der Umbau vom Pavillon IV, wo noch einmal Betten gesperrt werden in einer Anzahl von 170. 

Es gibt zwar zwischenzeitlich einen Stop bei den Bettensperren, auf Grund anderer Bedingungen in den Krankenhäusern, wo derzeit ein Überbelag besteht und wir zwischenzeitlich wieder Patienten aufnehmen.

Vorsitzender Dr. Körber: Da wir schon in der Zeit etwas fortgeschritten sind, bitte ich gleich um die Fragestellungen. Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Frau Keishler! Habe ich das richtig verstanden, Sie haben kein Übergabegespräch mit dem Herrn Pflegedirektor Pelikan gehabt?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe mich bis Juni im Krankenstand befunden. Der Herr Direktor Pelikan war zwischenzeitlich schon im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig und die Amtsübergabe ist nicht durch mich persönlich erfolgt.

GRin Korosec: Nein, wie Sie zurückgekommen sind. Wie Sie jetzt zurückgekommen sind und der Herr Pelikan wieder nach St. Andrä/Wördern gegangen ist, haben Sie da ein Übergabegespräch gehabt?

Pflegedirektorin Keihsler: Der Herr Direktor Pelikan war bis 31. Juli 2003 im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig. Ich musste mich im Juli 2003 einer Operation unterziehen und habe tatsächlich meinen Dienst dann erst im September angetreten, wobei ich den Resturlaub vorweg noch konsumiert habe und mein tatsächlicher Dienstantritt dann mit 22. Oktober 2003 war. Zwischenzeitlich war die geschäftsführende Direktorin die Frau Oberin Schell im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig.

GRin Korosec: Welche Aufgabe ist jetzt die von der Frau Schell, nachdem Sie jetzt Pflegedirektorin sind?

Pflegedirektorin Keihsler: Die Frau Direktorin Schell war bis 31. Oktober im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig, hat mir in der Zeit vom 22. Oktober bis Ende Oktober den Dienst übergeben bzw. steht mir auch, wenn noch offene Fragen sind, zur Verfügung. Ansonst führe ich ab 1. November wieder eigenverantwortlich das Haus als Pflegedienstleitung.

GRin Korosec: Und die Frau Kollegin Schell?

Pflegedirektorin Keihsler: Die Frau Kollegin Schell ist tätig im Otto‑Wagner‑Spital. 

GRin Korosec: Sie kennen ja – der Herr Vorsitzende hat es angezogen – die Mitarbeiterzufriedenheits- oder Unzufriedenheitsstudie, wo Sie in den Freitexten sehr, sehr kritisiert werden. Das muss Sie ja sehr betroffen gemacht haben, da bin ich überzeugt davon. Daher frage ich Sie, jetzt sind Sie neu wieder gekommen, was haben Sie bei Ihrem Führungsstil geändert? Nicht was sich jetzt geändert hat, da haben Sie schon einiges aufgezählt, also, dass die Betten weniger werden, verkleinert werden. Was haben Sie persönlich an Ihrem Stil geändert, damit bei der nächsten Umfrage solche Meldungen nicht mehr kommen?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich möchte kurz zur Mitarbeiterbefragung sagen, ich habe mich mit der Studie sehr intensiv auseinander gesetzt. Es sind grundsätzlich einmal Mittelwerte angegeben über die Krankenhäuser und Geriatriezentren. In weiterer Folge herabgebrochen über die Geriatriezentren und dann auf das Geriatriezentrum Am Wienerwald. Wenn man sich die Studie genau anschaut, setzt sich der Mittelwert vom Geriatriezentrum Am Wienerwald wieder aus Mittelwerten der einzelnen Berufsgruppen auseinander, wobei diese einzelnen Berufsgruppen eine unterschiedliche Anzahl vorhalten. Das heißt, man muss sich die Pflege im Detail sehr genau anschauen, wobei wir uns durchwegs noch im Rahmen der durchschnittlichen Zahlen bewegen. Es sind einzelne Bereiche, die höhere Werte aufzeigen, mit denen man sich sehr intensiv noch auseinander setzen wird müssen.

Kurz auf die Verbalisierungen. Es sind 994 Mitarbeiter befragt worden, wobei es sehr schwierig ist, zu differenzieren im Zusammenhang mit Organisation und Vorgesetzten, weil es verschiedene Ebenen gibt. Es gibt verschiedene Hierarchiestufen, wobei der Vorgesetze eine Stationsschwester sein kann, ein Vorarbeiter sein kann. Ganz konkret angesprochen die Direktion wurde in einzelnen Fällen, die Organisation des Hauses in einzelnen Fällen und in einzelnen Fällen - also 0,8 % - auch mein Privatleben. Da muss ich sagen, das wird auf meine zukünftige Tätigkeit insofern Einfluss nehmen, dass ein intensiver Kontakt weiterhin zu den Mitarbeitern besteht. Ich habe auch Mitarbeiternachmittage bereits durchgeführt, sowohl für die Basismitarbeiter als auch für die Führungspersonen, wo ein sehr offenes Gesprächsklima herrschte, wo ich auch ersucht habe, offen Dinge anzusprechen, Kritik anzubringen. Es wird zukünftig auch die Möglichkeit geben für Mitarbeiter, die aus irgendwelchen Gründen öffentlich oder direkt in einer Direktion keine Aussage tätigen möchten, dass wir einen Briefkasten aufhängen, wo sie auch anonym Anregungen, Beschwerden, Kritik einbringen können.

GRin Korosec: Danke. Frau Keihsler! Wie schaut Ihr Tagesablauf im GZW aus?

Pflegedirektorin Keihsler: Mein Tagesablauf sieht folgendermaßen aus, dass ich in der Regel so um 6.30 Uhr im Geriatriezentrum Am Wienerwald bin, um auch Mitarbeitern die Möglichkeit zu geben, vor Dienstbeginn bzw. nach dem Nachtdienst mich anzutreffen. Ich sehe mir in der Regel dann die Post an, nehme unterschiedliche Termine wahr, bin unterschiedlich auf den Abteilungen unterwegs, wobei ich da unangekündigte Besuche durchführe bzw. angekündigte Besuche. 

GRin Korosec: Konkret gefragt, wie viel Zeit verbringen Sie auf den Stationen? Ich erinnere daran, Sie haben hier einen Beitrag geschrieben in einem Buch, wo Sie schreiben: „Der Mensch zuerst“, was an sich sehr richtig ist. Daher meine Frage: Wie viel sind Sie wirklich bei den Patienten?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann das sicher nicht in Stunden angeben. Wir haben einen sehr engen Terminplan. Das heißt, ich befinde mich sicher zwei- bis dreimal wöchentlich auf einer Abteilung. Ich gehe auch nachts auf die Abteilungen bzw. ich nutze auch die Gelegenheit Samstag, Sonntag stichprobenartig Abteilungen, Stationen zu besuchen.

GRin Korosec: Jetzt eine Frage zu Ihrem Einkommen. Hat sich Ihr Einkommen verändert, seit Sie jetzt wieder im GZW tätig sind oder ist das gleich wie in St. Andrä?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe das gleiche Einkommen wie im Geriatriezentrum St. Andrä.

GRin Korosec: Es hat keine Veränderung gegeben? 

Pflegedirektorin Keihsler: Es hat keine Veränderung gegeben.

GRin Korosec: Die nächste Frage, Frau Keihsler, zur Arbeitszeit. Rein generell, es gibt doch sehr viel noch den 12‑Stunden‑Dienst, der von den Bediensteten auch offensichtlich sehr gerne genommen wird. Sie als Fachfrau, wie sehen Sie das? Ist das wirklich optimal für die Bewohnerinnen und Bewohner? Oder wäre es nicht doch besser, wenn man flexible Arbeitsdienste hätte, um sich eben den Menschen und den Bewohnerinnen und Bewohnern mehr widmen zu können, als in dem 12‑Stunden‑Radldienst?

Pflegedirektorin Keihsler: Im Sinne der Gesundheitsförderung bin ich für kürzere Dienste. Es gibt eine Gruppe von Mitarbeitern, die sehr gerne 12‑Stunden‑Dienste machen. Es zeigt sich aber sehr deutlich in den letzten Jahren, dass gerade junge Mitarbeiter, frisch diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegefachkräfte und auch jüngere Pflegehilfen eher kürzere Dienste in Anspruch nehmen möchten. Momentan ist es möglich, Bedürfnisse in der flexiblen Diensteinteilung zu vereinbaren im Sinne von den Zielvereinbarungsgesprächen, die wir heuer mit den dualen Führungen geführt haben. Ärztliche Direktion, Pflegedirektion, duale Führung der Abteilung, haben wir vereinbart, dass auch im Sinne der Dienstplangestaltung vor Ort darauf Rücksicht genommen wird, dass zumindest einmal im ersten Schritt 20 % ausgewogen Kurzdienste sind.

Es gibt variable Beginnzeiten. Das heißt, es ist nicht jeder Mitarbeiter von 7 Uhr bis 19.30 Uhr im Dienst, sondern es besteht die Möglichkeit bzw. Kurzdienste sind auch bedarfsorientiert zu sehen, dass Mitarbeiter z.B. erst um 10 Uhr beginnen bis 18 Uhr und zu Zeiten, wo mehr Tätigkeiten anfallen oder direkte Patientenbetreuung wie Essen verteilen, verabreichen, anwesend sind.

GRin Korosec: Meine vorläufig letzte Frage. Sie haben gesagt, Sie haben genügend Personal. Jetzt gibt es den Ombudsmann Dr. Vogt, der sehr deutlich sagt, dass natürlich nach wie vor ein eklatanter Personalmangel ist, dass nur einige Erweiterungen bisher waren und es wird sogar von 200 fehlenden Personen gesprochen. Da ist eine Diskrepanz zwischen Ihrer Aussage und einem Fachmann, der sich offensichtlich damit sehr eingehend beschäftigt.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann mir nicht erklären, wie der Herr Dr. Vogt auf diese Zahlen gekommen ist. Wir haben ein Gespräch mit dem Dr. Vogt geführt, gemeinsam mit der Kollegialen Führung. Er hat eigentlich nicht wirklich erklärt, wie sich diese Zahlen zusammenstellen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Bitte, Frau GRin Trammer.

GRin Trammer: Ist Ihnen bekannt, dass gegen den Pflegedirektor Pelikan ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde?

Pflegedirektorin Keihsler: Mir direkt ist es nicht bekannt, ich habe es nur in den Medien gelesen.

GRin Trammer: Also, ist es Ihnen doch bekannt?

Pflegedirektorin Keihsler: Wenn ich hier als Zeuge aussage, dann müsste ich auch einen anderen Hintergrund dazu haben. Wie gesagt, die Medien sind für mich nicht aussagekräftig.

GRin Trammer: Haben Sie Kenntnis von anderen Personen, gegen die ein Disziplinarverfahren mittlerweile eingeleitet wurde?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe Kenntnis darüber, dass es im Geriatriezentrum Am Wienerwald Mitarbeiter gibt, gegen die ein Verfahren läuft, aber dieses noch nicht abgeschlossen ist.

GRin Trammer: Können Sie die Namen nennen?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich werde die Namen hier nicht nennen, weil, solange das Verfahren noch im Laufen ist, für mich noch die Unschuldsvermutung gilt.

GRin Trammer: Das heißt, die Mitarbeiter sind Ihnen als Pflegedirektorin namentlich bekannt. Sie verweigern sozusagen, wie der Herr Generaldirektor Dr. Hauke, hier die Aussage?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich schließe mich hier der Aussage des Generaldirektors Dr. Hauke an. 

Zur ersten Frage: Die Namen sind mir bekannt als Pflegedirektorin.

GRin Trammer: Wie behandeln Sie diese Mitarbeiter, gegen die ein Disziplinarverfahren eingeleitet wurde? Versehen sie ganz normal ihren Dienst oder sind sie vom Dienst bereits freigestellt? Haben sie anderen Dienstzeiten?

Pflegedirektorin Keihsler: Mit den Mitarbeitern, gegen die ein Verfahren eingeleitet wird – ich möchte jetzt noch nicht sagen ein Disziplinarverfahren, wo eine Beweisfindung stattfindet – wird ein Gespräch geführt und entsprechend ihren Fähigkeiten werden sie dann auch vor Ort eingesetzt. 

GRin Trammer: Wie sind die Kriterien, diese Fähigkeiten der Mitarbeiter zu beurteilen?

Pflegedirektorin Keihsler: Die Kriterien für das Einsetzen von solchen Mitarbeitern ist abhängig von den Vorwürfen, welche man gegen diese Mitarbeiter erhebt. Das heißt, entsprechend haben wir dann auch reagiert, welche Tätigkeiten über den Zeitraum bis das Verfahren abgeschlossen ist zugeteilt werden.

GRin Trammer: Das ist mir zu wenig konkret. Ich wollte von Ihnen wissen, welche konkreten Gespräche Sie führen, in welcher Hinsicht? Wie überprüft man die Dienstbeschreibung, wie überprüft man die Qualität dieser Mitarbeiter Ihrerseits?

Pflegedirektorin Keihsler: Die Qualität dieser Mitarbeiter wird insofern überprüft, dass man sich genau den Personalakt anschaut, dass mit den direkten Vorgesetzten Gespräche geführt werden und dass Aussagen sehr vorsichtig behandelt werden, weil primär die Unschuldsvermutung im Raum steht und es eigentlich auch nicht mehr dann meine Aufgabe ist, ein Urteil darüber abzugeben, sondern da gibt es dann andere Bereiche wie Disziplinarkommission, Strafrecht und Sonstiges.

GRin Trammer: Wie viele Mitarbeiter haben jetzt ein Disziplinarverfahren?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich möchte die Frage noch einmal so beantworten, dass momentan Verfahren laufen, dass Erhebungen gemacht werden.

GRin Trammer: Eine Zahl, wie viele?

Pflegedirektorin Keihsler: Fünf.

GRin Trammer: Gut, danke schön.

Nach den Aussagen früherer Zeugen ist Ihr Führungsstil als sehr autoritär bewertet worden. Sie seien zu den Mitarbeitern zu streng gewesen und man hat sich nicht getraut, sich Ihnen zu öffnen. Die anonyme Mitarbeiterbefragung über das GZW stellt gerade der Personalführung, auch Ihnen, ein desaströses Zeugnis aus. Es gibt für mich, als Kollegin sage ich jetzt einmal, drei Möglichkeiten.

Die erste Möglichkeit ist, dass alle Mitarbeiter sich gegen Sie verschworen haben und Sie nicht richtig beurteilt haben.

Die zweite Möglichkeit, dass Sie tatsächlich überfordert waren bis ins Jahr 2001. Ich rede jetzt vor der Zeit des Herrn Direktor Pelikan.

Oder aber, dass Sie, Opfer will ich nicht sagen, aber dass Sie in einem System gefangen sind, wo Sie nicht anders konnten. Die Personalsituation sei eine desaströse, es war der Umgang mit den Mitarbeitern laut der Befragung eine Katastrophe. Die Patienten seien auch nicht gut behandelt worden.

Ich hätte gerne Ihre Stellungnahme dazu.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann nicht bestätigen, dass die Patienten vor dem Jahr 2001 nicht gut behandelt worden sind, sondern es sind sehr viele Prozessveränderungen geschehen in den Jahren davor, die zu einer Verbesserung der Patientenbetreuung, der Qualität geführt haben.

Des Weiteren möchte ich erwähnen, dass auch in den Jahren vor 2001 schon Betten gesperrt wurden, was zu einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen geführt hat. Mein Führungsstil ist grundsätzlich ein partizipativer Führungsstil. Trotzdem ist es ein Teil meiner Aufgabe, dass ich die Fachaufsicht im Haus wahrnehme. Wobei, wenn Schwächen erkannt werden, es grundsätzlich es einmal mit den Mitarbeitern ein Mitarbeiterorientierungsgespräch gibt, wo auch Zielvereinbarungen festgelegt werden bzw. im Einzelfall auch vorkommen kann, dass es dienstrechtliche Konsequenzen gibt. Wie in weiterer Folge dann die einzelnen Mitarbeiter das weitertragen, kann ich nicht beurteilen. Es gibt auch immer wieder Gerüchte dann wegen Ungleichbehandlung. Das kann ich sicher bestätigen, dass dies von meiner Seite aus nicht passiert. Ich denke, dass einzelne Verbalisierungen - es sind einzelne Verbalisierungen in der Mitarbeiterbefragung, wo konkret die Pflegedirektion angesprochen ist – auf Grund solcher Gerüchte passieren. 

GRin Trammer: Hat es bis ins Jahr 2001 dann einen eklatanten Personalmangel gegeben in Ihrem Hause?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich muss da etwas weiter ausholen. Wir haben 1994/95 noch knapp 3 000 Betten gehabt und einen Personalschlüssel, den ich hier nicht in Zahlen jetzt nennen kann. Ich kann die Personalstelle jetzt nicht beschäftigen für die heutige Sitzung, mir alle Zahlen zu liefern. Es ist damals aber im Verhältnis zum Pflegeaufwand gestanden. Wir hatten früher andere Patientengruppen teilweise betreut. Viele noch in der Pflegestufe I und II, was sich in den letzten Jahren sehr stark verändert hat, was auch das Ziel des Hauses ist, Patientengruppen mit höherem Pflegeaufwand, höherem medizinischen Aufwand zu betreuen. 

1998/99 hatten wir einen Solldienstpostenplan von knapp über 1 400 Pflegepersonen. Wir hatten damals auch einen Überhang an Gesundheits- und Krankenpflegefachkräften. Was dann in weiterer Folge dazu gekommen ist, dass die Regelung für die Ausländerquote verändert wurde. Das heißt, es wurden Mitarbeiter nicht mehr aufgenommen, wenn keine Arbeitsgenehmigung vorlag. Das war aber das Ende meiner Zeit im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Grundsätzlich konnten wir die Planstellen nachbesetzen. 

Im Geriatriezentrum St. Andrä hatte ich eine andere Voraussetzung, dass dort alle Dienstposten kontinuierlich besetzt werden konnten, auf Grund dessen, dass in Niederösterreich sehr viele private Einrichtungen sind und die Mitarbeiter gerne zur Gemeinde Wien bzw. in das Geriatriezentrum St. Andrä gewechselt sind.

Zum jetzigen Dienstpostenplan. Ich habe mit gestern 4,25 Dienstposten frei gehabt, wobei aber Aufnahmeverfahren laufen.

GRin Trammer: Habe ich Sie richtig verstanden, dass es eben bis ins Jahr 2001, zu Ihrer erstmaligen Zeit, wohl zwischendurch Personalmängel vorhanden waren, die dann aber nachbesetzt werden konnten und es an und für sich, was das Personal als solches betrifft, die am Krankenbett gearbeitet haben, nicht die, die auf der Personalliste stehen in den Dienstplänen, sondern die auch tatsächlich arbeiten, dass Sie personalmäßig keine Probleme hatten?

Pflegedirektorin Keihsler: Es ist richtig, dass ich keine Personalprobleme hatte. Natürlich ist beinhaltet im Solldienstpostenplan auch die Fehlzeiten bzw. Mitarbeiter, die auf Grund von amtsärztlichen Gutachten leichte Dienste haben, wobei hier ich bzw. auch die Vorgesetzten gefordert sind, entsprechende Einsatzgebiete zu finden für solche Mitarbeiter, weil auch diese noch in einem teamorientierten Prozess qualitative Leistungen erbringen können.

GRin Trammer: Wie erklären Sie sich dann die Aussage der Oberin Platzer, dass sie gesagt hat, es hätte ständig Personal gefehlt. Man hätte sogar in Erwägung gezogen, einige Stationen zu sperren. Es hätte jahrelang Hilferufe gegeben seitens des Pflegepersonals, die permanent überhört wurden.

Herr Pflegedirektor Pelikan hat ausgesagt, als er gekommen ist, ist er sozusagen als trouble shooter eingesetzt worden. Zu Beginn seiner Amtszeit seien einmal 25 Dienstposten vakant gewesen. Das deckt sich jetzt überhaupt nicht mit Ihrer Aussage.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe vorhin erwähnt, dass ich gesagt habe, am Ende meiner Periode im Geriatriezentrum Am Wienerwald ist die Kontingentierung für ausländische Mitarbeiter, die Quotenregelung, verändert worden. Es war dann schon schwieriger, Personal zu rekrutieren. Es sind auch Pflegepersonen in die Schweiz abgewandert.

Ab 2001 kann ich dann nichts dazu sagen, weil ich nicht mehr im Geriatriezentrum Am Wienerwald tätig war.

GRin Trammer: Sie haben auch gesagt, dass Dienstposten, dann das Pflegepersonal wieder aufgenommen wurde und Sie das so wieder ausgeglichen haben. 

Pflegedirektorin Keihsler: Ich war bestrebt, dass Dienstposten so rasch wie möglich nachbesetzt werden. Ich kann nur noch einmal wiederholen, dass gegen Ende meiner Periode eine Veränderung eingetreten ist, bedingt dadurch, dass die Quotenregelung für ausländische Mitarbeiter nicht mehr in dem Ausmaß gegeben war wie vorher und dass ein Teil der Mitarbeiter abgewandert ist in die Schweiz und die Personalrekrutierung sich schon als schwieriger erwiesen hat.

GRin Trammer: Wie haben Sie das geschafft, dass Sie Personal bekommen haben? Mit wem haben Sie Kontakt aufgenommen? Mit wem haben Sie schriftlich korrespondiert? Wen haben Sie informiert, dass Sie Personal brauchen und aus welchen Gründen?

Pflegedirektorin Keihsler: Wir haben schon 2000 mit der Direktion Kranken- und Altenpflege gemeinsam ein Gespräch geführt. Es wurde eine Hotline eingerichtet, es wurden Werbemaßnahmen in diversen Zeitschriften gegeben. Wir waren als Direktion, aber nicht nur die Direktion, sondern auch Mitarbeiter des Hauses in Krankenpflegeschulen, Pflegehilfeausbildungsstätten, um das Geriatriezentrum Am Wienerwald, die Tätigkeitsfelder des Geriatriezentrums darzustellen, um eben ein Mehr an Personal rekrutieren zu können.

GRin Trammer: Haben Sie das selbstständig gemacht oder haben Sie da Rücksprache mit der Generaloberin, die für das Qualitätsmanagement zuständig ist, gehalten? Oder überhaupt auch, sind Sie weiter gegangen, haben Sie sich schriftlich an den KAV gewendet? Oder vielleicht sogar an den zuständigen Stadtrat damals oder jetzt an die StRin Dr. Pittermann?

Pflegedirektorin Keihsler: Die Hotline ist in Absprache mit der Direktion Kranken- und Altenpflege erfolgt. Ansonst habe ich selbstständig gehandelt.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Trammer, bitte für die erste Runde eine letzte Frage.

GRin Trammer: Die Frau Generaloberin Staudinger hat Kontrollen durchgeführt, angemeldet und unangemeldet? Ist das richtig?

Pflegedirektorin Keihsler: Das ist richtig.

GRin Trammer: Wie oft?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann es Ihnen in Zahlen nicht sagen, aber ich weiß von Nachtdiensten, wo sie Kontrollen im Haus durchgeführt hat. Auch schon in einer Zeit, wo ich noch nicht ernannte Direktorin des Pflegedienstes war und in einer Nacht sind wir uns zufällig auf einer Abteilung begegnet, ohne dass wir wussten, dass wir beide im Haus sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Herr Barnet, Sie haben zur Geschäftsordnung eine Wortmeldung gewünscht?

GR Barnet: Ich habe nur eine Frage, wenn ich Sie richtig verstanden habe, haben Sie zu Beginn gesagt, dass die Zeugin von der Amtsverschwiegenheit entbunden ist und zwar wieder ohne Einschränkung? Wenn ich die Zeugin jetzt richtig verstanden habe, hat sie sich bei einer konkreten Frage der Kollegin Trammer ohne Nennung worauf, auf etwas berufen, was sie nicht sagen will. Das verstehe ich jetzt nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Gut.

GR Barnet: Entweder ist sie entbunden oder sie ist nur teilweise entbunden. Da würde ich gerne wissen, in welchen Punkten sie nicht entbunden ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe mit ihr nicht den Umfang der Entbindung von der Amtsverschwiegenheit erörtert. Sie ist bitte geladen worden zu folgendem Sachverhalt, die Ladung lautet: „Zum Thema gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien wurde eine Untersuchungskommission eingesetzt. Sie hat beschlossen, Sie als Zeugin zu befragen.“

Also, „gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien.“

Zu dieser Ladung hat sie um eine Entbindung von der Amtsverschwiegenheit angesucht und auf die Entbindung hat sie sich berufen zu diesem in der Ladung genannten Thema.

GR Barnet: Jetzt bin ich noch unschlauer als vorher. Heißt das jetzt, dass sie nicht antworten muss? Wenn ich jetzt eine Wortinterpretation versuche von etwas, das nicht gesagt wurde, dann gehe ich einmal davon aus, dass die Reaktion auf einen gravierenden Missstand ein Disziplinarverfahren ist und da wird mir wohl kaum jemand sagen können, dass das nicht so ist. Daher sind Fragen nach Disziplinarverfahren im Zusammenhang zu sehen mit gravierenden Missständen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich glaube, Herr Barnet, wir wollen nicht die Diskussion, die wir vorhin eine Stunde geführt haben, jetzt wiederholen, bitte.

GR Barnet: Ich will die Diskussion eh nicht führen. Mich würde interessieren, ob Sie jetzt der Meinung sind, dass sich die Zeugin in diesem Fall entschlagen kann, weil sie jetzt konkret nicht entbunden ist oder nicht? Sie schließt sich dem Dr. Hauke an, da kann sie sich nur dem anschließen, was er gesagt hat, nämlich, dass er nicht entbunden ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Der Umfang der Entbindung von der Amtsverschwiegenheit wurde von der Magistratsdirektion schon bezüglich dem Herrn Direktor Dr. Hauke bekannt gegeben. Aus dem ergibt sich zwingend, dass das Gleiche auch hier für das Disziplinarverfahren gilt, dass die Entbindung davon nicht erfasst ist. Frau GRin Klicka.

GRin Klicka: Frau Direktor Keihsler! Ich möchte Sie noch einmal fragen, wann Sie zur Pflegedirektorin ernannt wurden im Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich bin Ende 1995 zur Direktorin des Pflegedienstes ernannt worden.

GRin Klicka: Welche Aufgaben haben Sie damals bei der Amtsübernahme als die vordringlichsten gesehen für Ihre Führungstätigkeit?

Pflegedirektorin Keihsler: Für mich war sehr vorrangig das Dienstplanmanagement. Wir haben vom Radl‑Dienst auf flexible Diensteinteilung umgestellt bzw. auch in weiterer Folge ein EDV‑Paket eingeführt, das den direkten Vorgesetzten die Dienstplangestaltung erleichtert hat.

In weiterer Folge war es sehr wichtig im Haus, dass Personalbedarfsberechnungen durchgeführt werden. Wir haben dann eine Personalbedarfsberechnung nach dem Wiener Modell einige Jahre umgesetzt. Wobei aber auf Grund von organisatorischen Veränderungen, Ablaufveränderungen, Umstellungen von Pflegesystemen es sich gezeigt hat, dass diese Methode nicht mehr zeitaktuell ist. Es wurde dann im Jahre 2002 umgestellt auf die PPR-TL, welche sich jetzt in der Evaluierungsphase befindet, derzeit mit Fremdkontrolle überprüft wird, wie hoch der Übereinstimmungsgrad tatsächlich ist im Verhältnis der Einstufung und der durchführenden Tätigkeiten durch die Mitarbeiter. Wir erwarten, dass bis Ende April dann die ersten Ergebnisse vorliegen.

Kurz zum Wiener Modell. Aus dieser Zeit ergibt sich auch dann die Kennzahl 63 : 100, die damalig nicht über alle Geriatriezentren gleich hoch war. Das war ein Richtwert und dieser Richtwert wurde kontinuierlich angehoben durch Umsystemisierungen von Dienstposten aus anderen Häusern. So wurden doch kontinuierlich bei Veränderungsprozessen im GZW, wie bei der Implementierung der Assessment‑Stationen, wo 8 Dienstposten dem Haus zur Verfügung gestellt wurden. In weiterer Folge auf Grund des höheren Aufwandes, der sich ergeben hat, nochmalig 54 Dienstposten zur Verfügung gestellt. Die einzelnen Dienstposten, die zusätzlich dazu gekommen sind zum Solldienstpostenplan, kann ich jetzt nicht aufzählen, aber es waren einige Dienstposten noch mehr.

GRin Klicka: Gab es bei all diesen Maßnahmen Widerstände von Mitarbeitern? Wie haben Sie die Kommunikation in diesem Bereich bei der Umstellung durchgeführt?

Pflegedirektorin Keihsler: Veränderungsprozesse bedingen auch in der Regel Widerstände. Von meiner Seite her wurden Veränderungsprozesse immer gemeinsam mit den Mitarbeitern initiiert. Das heißt, grundsätzlich wurde eine Arbeitsgruppe beauftragt, mit klarer Themenstellung und welches Ziel erreicht werden soll. In der Regel war, je nach Auftrag, Pflege alleine vertreten bzw., wenn es sich um interdisziplinäre Angelegenheiten gehandelt hat, auch andere Berufsgruppen. Speziell im Pflegebereich ist sehr wichtig eine enge Zusammenarbeit zum medizinischen und therapeutischen Bereich. Somit sind auch sehr viele Prozesse interdisziplinär bearbeitet.

GRin Klicka: Nachdem Sie schon gesagt haben, dass viele Prozesse interdisziplinär ablaufen, denke ich, dass es auch ganz wichtig war, innerhalb der Kollegialen Führung sich abzustimmen. Wie ist diese Abstimmung erfolgt?

Pflegedirektorin Keihsler: Wir haben sehr regelmäßige Kollegiale Führungs-Sitzungen, mindestens einmal wöchentlich, anlassbezogen kann es öfter sein, wobei der Vorsitz regelmäßig wechselt. Und grundsätzlich eigentlich in der Kollegialen Führung bei der Beschlussfassung immer ein Konsens erzielt wird.

GRin Klicka: Bei der Mitarbeiterbefragung habe ich bei genauerer Durchsicht gesehen, dass vor allem der Umfang der Mitarbeiter, die persönliche Bemerkungen dazu geschrieben haben, die 10 % Quote nicht überschritten hat, so wie es auch in Mitarbeiterbefragungen im Privatfirmen auch ist und dass es einzelne Nennungen gab, die sich auf die Pflege berufen haben, einzelne Nennungen, die sich überhaupt auf die Kollegiale Führung auch bezogen haben. In welcher Form haben Sie persönlich aus dieser Mitarbeiterbefragung Konsequenzen gezogen? Nämlich, jetzt wieder, seit jetzt Sie wieder im GZW tätig sind? Wie stellen Sie die doch, nehme ich an, vermehrte Kommunikation in diesem Bereich nun her?

Pflegedirektorin Keihsler: Seit ich im Geriatriezentrum Am Wienerwald wieder tätig bin, gibt es 14‑tägig Oberschwestern‑Besprechungen. 14‑tägig gehe ich auf eine Abteilung, wo ich gemeinsam mit der Oberschwester und Stationsleitung ein offenes Gespräch führe. Es wird im Mai 2004 eine Klausur geben mit der zweiten Führungsebene, wo ein Schwerpunkt sein wird die Mitarbeiterzufriedenheit. Gleichzeitig wird es im Herbst eine gemeinsame interdisziplinäre Klausur geben, wo auch ein Teil die Mitarbeiterzufriedenheit sein wird. Aber nicht nur die Mitarbeiterzufriedenheit, sondern auch die Patientenzufriedenheit wird thematisiert werden, um gemeinsam zu erarbeiten, wie die nächsten Ziele für das Haus ausschauen oder welche Verbesserungsmöglichkeiten noch zu erkennen sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Frau Keishler! Ich habe vor einem Monat einen 12‑Stundendienst im GZW gemacht. Damals hat es noch nicht dieses Formular gegeben. (Zwischenruf) Ja, auch Ehrenamtliche dienen und sie dienen gern, insofern war es ein Dienst, Frau Matzka-Dojder! Ich frage trotzdem die Frau Direktorin, auch wenn Ihnen das nicht gefällt, dass das ein Dienst war.

Damals hat es das periodische Kontrollberichtswesen, das jetzt eingeführt wurde, noch nicht gegeben. Für die, die nicht wissen, was das ist: Im Geriatriezentrum Am Wienerwald ist jetzt ein neues Formular auszufüllen und zwar für die stationsführenden Ärzte und die Stationsschwester und Pflege und das geht dann in der Hierarchie nach oben und das ist wöchentlich auszufüllen. Da unterschreibt derjenige Vorgesetzte, Arzt bzw. Stationspflegeperson: „Ich habe mich über die den geltenden Bestimmungen entsprechende Patientenbetreuung persönlich im Rahmen von Visiten Einsicht in die Dokumentation nachweislich überzeugt. Daraus ist nichts Berichtenswertes abzuleiten.“ Das heißt, wenn die nächste Ebene, das schließe ich jetzt daraus, hört, auf der Station gab es rein gar nichts Berichtenswertes, dann kann man an nichts schuld sein und wenn man an nichts schuld ist, meldet man vielleicht der Frau Pflegedirektorin, als Oberin: „Auf meinen Stationen sind Leermeldungen gekommen.“ Dann ist auch die Frau Pflegedirektorin fein `raus und dann ist auch der Krankenanstaltenverbund fein `raus und das ist einfach nichts Berichtenswertes. Bzw., wenn man nicht berichtet hat, ist man auch schuld auf der untersten Ebene. Das erhöht den Druck, das erhöht nicht die Qualität, aber das spielt ein paar Führungskräfte von Verantwortung frei.

Ich sage Ihnen jetzt, was ich berichtet hätte, wenn ich dieses Dokument gehabt hätte und wenn die Stationsschwester meine Meinung gehört hätte. Ich hätte Ihnen gesagt, bemerkenswert und berichtenswert ist, dass es desolate Hygieneverhältnisse gibt auf der Station, nur eine Dusche, die verstellt ist, Klos, die mit der Dusche nicht verbunden sind und die alt und abgenutzt sind. Ich hätte Ihnen berichtet, dass ich es mit der Würde eines Verstorbenen nicht für vereinbar halte, dass man ihn bloß mit einem Leintuch zugedeckt und dann ihn stundenlang liegen lässt und inzwischen den anderen Menschen dort das Frühstück serviert. Ich hätte Ihnen berichtet, dass so wenig Personal auf der Station war, dass es ganz undenkbar ist, den Bewohnern und Bewohnerinnen, die Hilfe brauchen beim Essen, so zu helfen, dass nicht inzwischen alles kalt ist, bis man durchgekommen ist. Ich hätte Ihnen auch so Kleinigkeiten berichten können, dass ganz wenig Salat für sehr viele Patienten da war. Ich hätte Ihnen berichten können, dass das Essen fürs Personal im Aufenthaltsraum unfassbar grauslich war und auch vom Ernährungsphysiologischen sind Cevapcici mit Pommes frites und Schweinsbraten mit Knödeln nicht ganz das, was man essen soll, ohne Alternative. 

Und ich hätte Ihnen berichtet, dass am Nachmittag gähnende Langeweile war, weil es keinen Ergotherapeuten gegeben hat. Der Raum war zugesperrt. Und dass alle anderen Möglichen, sich wohin zu setzen, zurückzuziehen, mit einem Bewohner, einer Bewohnerin in Ruhe zu reden, schwer möglich war, weil im Aufenthaltsraum sind Talkshows gelaufen und es hat immer Leute gegeben, die zuschauen wollten, da konnte man auch nicht reden und die Intimität in den 6-Bett-Zimmern, die noch dazu Durchgangszimmer waren, in drei Fällen auch nicht gegeben ist. Ich hätte Ihnen all das berichtet. Das wäre berichtenswert gewesen. Und was hätten Sie damit gemacht?

Pflegedirektorin Keihsler: Zu dem Schriftstück „internes Kontrollwesen“ kann ich nur dazu sagen, dass es ein Zielvereinbarungsgespräch in der Generaldirektion, also, in der Direktion TU 1 gegeben hat, wo das vorgestellt wurde. Mittlerweile ist dieses Kontrollwesen auch in schriftlicher Form in den Häusern. Es hat ein Gespräch gegeben, gemeinsam mit den restlichen Mitgliedern der Kollegialen Führung, mit dem Herrn Generaldirektor Hauke, mit dem Direktor der TU 1, mit Herrn Dr. Kaspar und es ist momentan eine Arbeitsgruppe beauftragt, die sich mit Qualitätskriterien beschäftigt, damit klar definiert ist, welche Kontrollfunktion oder Qualitätsbeschreibung wird von Stationsschwester, Stationsarzt wahrgenommen und in welchem Zeitabstand und wie wird die weitere Berichtmeldung erfolgen.

GRin Dr. Pilz: Frau Direktorin, Sie haben mir jetzt meine Frage einfach gar nicht beantwortet. Meine erste Frage war: Was halten Sie von diesem Dokument? Glauben Sie, dass damit die Qualität gesichert wird oder dass da bloß sich die obere Ebene an der unteren abputzt? Und was würden Sie denn auf so einen Bericht, wie Sie jetzt gerade von mir mündlich gekriegt haben, was würden Sie denn da Berichtenswertes nach oben weiterleiten?

Pflegedirektorin Keihsler: Grundsätzlich gehört zur Aufsichtspflicht auch ein Kontrollwesen. Das findet derzeit auch statt im Rahmen von Pflegevisiten, wo sehr wohl Patientendokumentation, Betreuungsqualität, Übereinstimmung von Personalbedarfsberechnungen überprüft werden, parallel dazu auch das Umfeld des einzelnen Patienten. Dieses Kontrollwesen ist ein interdisziplinärer Bereich, wo Stationsarzt, Stationsschwester, Pfleger bzw. die duale Führung und auch die Kollegiale Führung ist von der Verantwortung nicht entbunden, denn auch wir sind verpflichtet, unserer Aufsichtspflicht nachzukommen. Und ich denke, es ist auch ein Instrument, wo Mängel aufgezeigt werden können, die sehr dienlich sind dann auch für die Tätigkeit der Kollegialen Führung im Zuge von weiteren Zielvereinbarungen, die mit der TU 1 getroffen werden.

GRin Dr. Pilz: Dass sich die obere Ebene an der unteren Ebenen hier abputzt und das habe nicht nur ich, sondern es gibt Aufruhr und Ärger im Haus. Das werden Sie wissen. Das muss wahrscheinlich ich nicht Ihnen erzählen. Auf Grund dieser Vorschreibung, das lässt Sie kalt?

Pflegedirektorin Keihsler: Es wurde eingangs als Druck empfunden. Wir haben gestern die Leitbild-Veranstaltung im Haus gehabt, wo das Leitbild des KAV präsentiert wurde, wo auch Herr Generaldirektor Hauke und TU 1 Direktor Dr. Kaspar anwesend waren, die Frau Oberin Polat-Firtinger und in diesem Zusammenhang wurde auch mit den dualen Führungen und mit den Stationsleitungen, Stationsärzten ganz offen dieses Kontrollwesen angesprochen. 

GRin Dr. Pilz: Inwiefern angesprochen?

Pflegedirektorin Keihsler: Insofern angesprochen, dass momentan eine Arbeitsgruppe damit beauftragt ist, die eindeutige Kriterien festlegt, die zukünftig im Zuge der Aufsichtspflicht von den direkten Vorgesetzten wahrzunehmen sind.

GRin Dr. Pilz: Frau Direktorin, ich kenne mich nicht aus. Das ist bereits Auftrag. Es gibt Protest aus dem Haus. Und ich möchte wissen, was Sie damit tun, dass die Mitarbeiter, Ärzte und Pflegepersonal das nicht als Qualitätssicherung, sondern als Abputzinstrument nach unten empfinden. Geben Sie vielleicht hier die Antwort? Das ist ein öffentliches Protokoll. Das lesen vielleicht dann ein paar Mitarbeiter. Vielleicht können Sie es ihnen dann erklären?

Pflegedirektorin Keihsler: Können Sie die Frage bitten konkretisieren?

GRin Dr. Pilz: Da steht drinnen, ich habe mich überzeugt, dass alles bestens ist. Daraus ist nichts Berichtenswertes abzuleiten. Entweder nehmen Sie so einen Bericht wie den meinen zur Kenntnis, da werde ich jetzt einmal meine Frage wiederholen: Was tun Sie mit so einem Bericht? Wozu führt das, wenn so jemand wie ich oder ein Stationspfleger, -pflegerin so was berichtet, wozu führt das? Hat er Berichtenswertes gemeldet? Was bewirkt das bzw. was sagen Sie dazu, wenn die Leute den Eindruck haben, da putzen sich die Oberen an den Unteren ab?

Pflegedirektorin Keihsler: In jeder Ebene, wo Vorgesetzte tätig sind, ist eine Aufsichtspflicht wahrzunehmen. Und zu diesem internen Kontrollwesen kann ich nur noch einmal sagen, dass momentan eine Arbeitsgruppe damit beschäftigt ist, die die Kriterien, welche überprüft werden sollen, festlegen wird, damit die zweite, dritte Führungsebene, aber auch die Kollegiale Führung Rahmenbedingungen hat und das ist kein Druckmittel an die Mitarbeiter, sondern soll auch zu einer Qualitätssicherung beitragen.

GRin Dr. Pilz: Gut. Dann gehen wir zu meiner Frage. Was antworten Sie mir auf diesen Mängelbericht, den ich hier jetzt skizziert habe, aus eigener Erfahrung? Was kriege ich von der zuständigen Pflegedirektorin auf so einen Bericht für eine Antwort und was leiten Sie für Maßnahmen sein?

Pflegedirektorin Keihsler: Sie haben sehr viele Mängel aufgezählt, wobei die baulichen Strukturen nur in kleinen Schritten veränderbar sind. Es ist ein sehr großes Haus, mit sehr vielen Pavillons, mit 64 Stationen, mit einer 100—jährigen Bauzeit, wo zwar in den letzten Jahrzehnten qualitativ sehr vieles verbessert wurde, wir aber bis jetzt noch immer nicht das Optimum erreicht haben und es auch noch einige Jahre dauern wird, bis wirklich alle Stationen so umgebaut sind, dass eine Wohnqualität ist. Grundsätzlich werde ich einmal hinterfragen, wo die Schwierigkeiten sind, weil auch in alten Strukturen gibt es sehr wohl Möglichkeiten, dass die Intimsphäre für die Patienten gewahrt wird bzw. dass Verstorbene so untergebracht werden, damit also die Lebenden davon nicht Schaden nehmen oder das als unangenehm empfinden. Und ich denke, den Bereich Essen müsste man dann gemeinsam mit der Küche besprechen.

GRin Dr. Pilz: Das habe ich so zu verstehen, also, Sie würden demjenigen Mitarbeiter sagen, komm` mit den Verhältnissen zu Recht. Die sind jetzt 100 Jahre lang aus Tradition einfach so wie sie sind. Und die Zwischenzeit der Erledigung ist eine langsame. Im Jahr 1993 hat der Anstaltenentwicklungsplan die selben Mängel schon zu Tage gebracht. Wie lange muss man wöchentlich noch sagen, dass das, was hier an baulichen und infrastrukturellen Mängeln oder Mängel an Aktivität untertags, fehlende anregende Tätigkeit für die Bewohner und Bewohnerinnen - ab wann wird das ein Problem, dass es auch die obere Führungsebene als ein Problem erkennt?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe nicht gesagt, dass die untere Ebene, alle zu Recht kommen muss, sondern wenn solche Mängel aufgezeigt werden, dass es ein gemeinsames Gespräch geben wird und dass man gemeinsam auch mit den anderen Direktoren der Kollegialen Führung dem eine möglichst optimale Verbesserung zuführt. Trotzdem wird es teilweise nicht immer kurzfristig möglich sein, weil es sich um sehr alte Gebäudebestände handelt. Wer ist Ihrer Meinung nach schuld an den Pflegemissständen, über die wir hier reden, die Stationsschwester, die Oberschwester, die Ärzte, die Pflegedirektion, die Krankenanstaltenverbundsführung oder die Frau Stadträtin?

Pflegedirektorin Keihsler: Zu den Missständen dieses angeblichen Pflegeskandals kann ich nicht direkt etwas dazu sagen, da ich mich in diesem Zeitraum nicht im Geriatriezentrum am Wienerwald befunden habe. 

GRin Dr. Pilz: Ich nehme an, Sie kennen den Umfang des Untersuchungsauftrages. Da geht es ja nicht nur um die schmutzigen Fingernägel der Frau K., sondern um die bestehenden Verhältnisse in der Großinstitution Pflegeheim Lainz. Das geht alles an Ihnen vorbei, weil Sie waren ja damals entweder krank oder auf Urlaub.

Pflegedirektorin Keihsler: Also, ich habe den Medien sehr genau gefolgt. Ich möchte hier aber auch den Rahmen nutzen, zu sagen, also dass die Mitarbeiter sehr gute Arbeit leisten im Geriatriezentrum am Wienerwald und sehr bemüht waren auch die letzten Jahren, dass sie in Ausübung ihres Tätigkeitsfeldes sich kontinuierlich weiter entwickelt haben, um den individuellen Bedürfnissen der Patienten gerecht zu werden. Der angebliche „Skandal“ ist ja jetzt schon von mehreren Kontrollgremien näher durchleuchtet worden. Ich kann zu diesem einen Tag, wie diese Überprüfung stattgefunden hat, keine Aussage machen. Ich habe die einzelnen Berichte nachgelesen, wo, zwar zu einem späteren Zeitpunkt, aber keine direkte qualitative Negativbeschreibung war in der Betreuung des Patienten. Tatsache ist, dass Dokumentationsmängel vorhanden waren.

GRin Dr. Pilz: Am Arbeitselend und an der Tristesse des Lebens im Geriatriezentrum Am Wienerwald, wer ist an dem schuld?

Pflegedirektorin Keihsler: Können Sie die Frage bitte anders formulieren?

GRin Dr. Pilz: Ich muss jetzt nicht noch einmal alles herunterdeklinieren, was Sie wissen. Wir haben bis vor kurzem 115 8-Bett-Zimmer, jetzt haben wir 6-Bett-Zimmer. Wir haben keine Intimsphäre. Wir haben alte Bausubstanz. Wir haben zu wenig unterbezahlte Pflegekräfte. Wir haben spitalsähnliche Strukturen. Wir haben zu viele Menschen am selben Ort. Wir haben zu wenig Anerkennung und wir haben offensichtlich auch einen Mangel an Führung in dem Haus. Das alles geht an Ihnen vorbei.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann die Fragen nicht beantworten. Die ist sehr vielfältig und ich würde Sie wirklich bitten, dass Sie mir konkret die Frage als direkte Frage stellen.

GRin Dr. Pilz: D.h., Sie finden im Geriatriezentrum am Wienerwald gibt es nichts Berichtenswertes im Sinne dieser Rückmeldung? Oder was würden Sie, anders gefragt, an Berichtenswertem melden Ihren Vorgesetzen?

Pflegedirektorin Keihsler: Es gibt im Geriatriezentrum am Wienerwald sicher einiges an Berichtenswertem, da es derzeit noch immer sehr viele Abteilungen gibt, wo der bauliche Zustand nicht mehr zeitgerecht ist, wo auch die sanitären Einrichtungen nicht der Zeit entsprechend sind und es dadurch in der Betreuung der Patienten oder sich die Betreuung der Patienten für die Mitarbeiter schwierig stellt bzw. auch die Mitarbeiter schwierige Arbeitsbedingungen vorfinden. Es gibt aber Möglichkeiten, dass eine Intimsphäre der einzelnen Patienten gewahrt wird. Um einige Beispiele anzuführen, z.B. das Aufstellen von Paravents bzw. das Anbringen von Zwischenschienen mit Vorhängen. Die Gänge sind an und für sich sehr lang auf den Stationen. Es sind die Bäder und Toiletten oft sehr weit entfernt. Wobei es sehr wohl von den Mitarbeitern darauf Bedacht genommen wird, dass Patienten, die schwieriger gehfähig sind, in Nähe dieser Sanitärräume die Möglichkeit haben, ihren Platz zu bekommen und mobilere Patienten weiter entfernt. Das könnte man jetzt auf einige andere Beispiele noch ausdehnen. Aber ich denke, das würde den Rahmen jetzt sprengen. 

GRin Dr. Pilz: Überforderung des Personals und Personalmangel wären nicht auf Ihrer Liste?

Pflegedirektorin Keihsler: Diese Strukturen bedingen natürlich teilweise eine sehr hohe Belastung an das Personal. Es kommt auch immer wieder zu gehäuften Fehlzeiten, wobei die Mitarbeiter dann auch aufgerufen sind oder aufgefordert werden, Überstunden zu leisten und es nicht immer die Möglichkeit gibt, dass diese einzelverrechneten Überstunden dann auch in Freizeit abgegolten werden. Also, der Wunsch der Mitarbeiter ist sehr wohl, dass Überstunden eher in Freizeit konsumiert werden können und nicht finanziell abgegolten werden. Und es kann natürlich im Einzelfall zu Überforderungszeichen kommen, aber ich denke, da ist ganz wichtig dann auch, dass im direkten Vorgesetztenverhältnis das erkannt wird und man dann andere Möglichkeiten bzw. ihn sich die eigene Organisation näher anschauen muss, was können wir verändern, damit eben keine Überforderungszeichen oder die Überforderungen minimiert werden können.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz ... erste Runde.

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage. Die Magistratsdirektion – Interne Revision schlägt vor, die Kollegiale Führung zu ersetzen durch eine Heimleitung durch eine Person. Wie stehen Sie da dazu?

Pflegedirektorin Keihsler: Also, ich denke, dass auch eine monokratische Führung sehr wohl möglich ist. Man müsste sich dann im Detail anschauen, in welcher Form oder welche beratenden Personen dieser „Heimleitung“ zur Seite gestellt wird. Ich denke, dass man darauf Rücksicht nehmen muss, auf die Patientengruppen bzw. die Berufsgruppen, die dann beschäftigt sind. Ich bin der Meinung, dass es eine weitere Differenzierung wird geben müssen, auch im Hinblick auf die finanziellen Ressourcen, die uns zur Verfügung stehen. Aber grundsätzlich, denke ich, ist jeder, Führungsverantwortung, Führungsstil oder Führungsbesetzungen veränderbar. Es ist nur die Frage, wie in Zukunft das ausschauen könnte und das müsste man im Detail bearbeiten. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bevor ich jetzt unterbreche zur Pause, wer hat dann noch Wortmeldungen? (Zwischenruf) Gut, danke! Wir unterbrechen jetzt die Sitzung bis 12.25 Uhr. 

(Pause von 12.08 Uhr bis 12.25 Uhr.)

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte Platz zu nehmen! Wir setzen die Sitzung um 12.25 Uhr fort. Das Fragerecht wird jetzt gewünscht von Frau GRin Lakatha. Bitte!

GRin Lakatha: Frau Pflegedirektorin! Ich möchte es nur jetzt noch für mich noch einmal nachfragen. Sie waren vom 1.8.2001 bis zum 31.7.2003 Pflegedirektorin in St. Andrä?

Pflegedirektorin Keihsler: Ja.

GRin Lakatha: ... die heutige Kurieraussendung, wo unterem gesagt wird, dass heute voraussichtlich nichts Neues herauskommen kann, weil Sie ja in der Zeit nicht da waren und da steht: „Sie war zur Zeit des Pflegeskandals in einem Langzeitkrankenstand (in einer aktuellen Lainzbroschüre „Jobrotation“ genannt) und hat Lainz erst danach wieder übernommen.“ Was ist jetzt an dem Langzeitkrankenstand wirklich wahr?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe im Zeitraum vom 1.1.2001 bis Ende August 2003 vermehrte Krankenhausaufenthalte gehabt. Es war eine Verkettung von Zufällen, dass mehrere Krankheiten aufgetreten sind. Und seit Oktober wieder voll einsatzfähig.

GRin Lakatha: Das freut uns wirklich, ja. Aber Sie waren nominell Pflegedirektorin in St. Andrä. Wie lange war die Zeit, wo Sie es nominell waren und eigentlich nicht anwesend sein konnten durch irgendwelche Untersuchungen?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe mit 1. August 2001 meinen Dienst angetreten, war dann durchgängig tätig bis März 2002, musste dann nochmals operiert werden. Hab´ dann im Mai, das ist, also bitte, jetzt nicht festlegen, ungefähr meinen Dienst wieder angetreten und hatte dann im Ende Juni leider wieder einen Krankenhausaufenthalt, wobei diese Problemstellung sich dann als schwer wiegender herausgestellt hat und war dann bis auf einzelne Tage eigentlich durchgängig im Krankenstand. 

GRin Lakatha: D.h., dass St. Andrä-Wördern, Traisen eigentlich dann relativ lange ohne Pflegedirektorin ausgekommen sind oder auskommen musste?

Pflegedirektorin Keihsler: Im Geriatriezentrum St. Andrä hat in der Zeit gerade die Oberschwester Schlager meine Funktion übernommen, d.h., sie hat alle Agenden gehabt. Wir waren in regelmäßigem Kontakt und haben auch diverse Absprachen getroffen. 

GRin Lakatha: Gehen wir auf etwas anderes, weil die Abwesenheit war sehr lang, ja. Der Ombudsmann, jetzt der Dr. Vogt, hat festgestellt, dass am 18.11.2003, also zu einer Zeit, wo Sie wieder in Amt und Würden an Ihrem alten Arbeitsplatz waren, ist von der Direktion an alle Stationsschwestern ein Auftrag ergangen und zwar schriftlich, dass Ihnen sofort zu melden ist, wenn der Herr Dr. Vogt im Haus ist. Stimmt das?

Pflegedirektorin Keihsler: Diese Meldung, welche an die Stationen angeblich ergangen ist, ist nicht von der Pflegedirektion ausgegangen.

GRin Lakatha: D.h., sie war dann vom KAV, entweder vom Herrn Dr. Kaspar oder vom Herrn Dr. Hauke? Weil das müsste Ihnen an und für sich bekannt sein, von wem diese Weisung gekommen ist.

Pflegedirektorin Keihsler: Mir ist nicht bekannt, von wem diese Weisung gekommen ist. Ich weiß, dass eine Weisung kurzfristig draußen war, die wieder zurückgenommen wurde. 

GRin Lakatha: Von wem wurde sie zurückgenommen? Ich meine, das müsste Ihnen ja jetzt auch bekannt sein.

Pflegedirektorin Keihsler: Von der ...  

GRin Lakatha: Entschuldigen Sie, wir haben beide Probleme mit dem ...  Von wem wurde sie zurückgenommen?

Pflegedirektorin Keihsler: Sie wurde gemeinsam von der Kollegialen Führung zurückgenommen. 

GRin Lakatha: Haben Sie mit dem Herrn Dr. Vogt Kontakt?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe den Herrn Dr. Vogt auf einzelnen Sitzungen kennen gelernt. Es war die Frau Stadträtin Dr. Pittermann zweimal im Haus, um mit den Mitarbeitern Gespräche zu führen, wo auch der Herr Dr. Vogt anwesend war. Es gibt aber auch Parallelsituationen, wo wir von uns aus Kontakt zum Herrn Dr. Vogt gesucht haben, um konkrete Situationen zu besprechen bzw. wurde ja der Herr Dr. Vogt auch schon in die Kollegiale Führung eingeladen. Wir haben auch zu den Mitarbeitern von Herrn Dr. Vogt Kontakt bzw. auch ich in der Funktion als Pflegedirektorin.

GRin Lakatha: Gab es zu Ihrer Zeit, d.h. ich meine jetzt, bevor Sie gewechselt haben, Problemabteilungen und so genannte Strafstationen, wo man einfach hinversetzt wurde, auch wenn man es nicht besonders gern wollte, weil man gewusst hat, dass dort eine wahnsinnige psychische Belastung und eine Überforderung des Personals zustande kommt?

Pflegedirektorin Keihsler: Also, es gab zu meiner Zeit, also vor dem Jahr 2001, keine definierten Problemabteilungen, so, wie Sie das bezeichnen bzw. Stationen, die Verwendung fanden, um Mitarbeitern als Strafe dort hinzuversetzen. 

GRin Lakatha: Und wenn ein Mitarbeiter aus irgendeinem Grund um eine Versetzung in einen anderen Pavillon gebeten hat, also noch zu Ihrer Zeit, so haben Sie das überprüft und sind dem Wunsch nachgekommen?

Pflegedirektorin Keihsler: Wenn ein Mitarbeiter um eine Veränderung auf eine Abteilung oder auch um Veränderung in ein anderes Haus - auch das kommt vor - ansucht, dann wird ein Gespräch mit dem Mitarbeiter geführt. Im Regelfall wird dem Wunsch nachgekommen, ausgenommen, es kann zu einer Zeitverzögerung kommen, wenn auf der Stammabteilung momentan es die personelle Situation nicht zulässt, d.h., es wird dann ein späterer Zeitpunkt vereinbart, wenn der Dienstposten nachbesetzt werden kann. 

GRin Lakatha: D.h., wären Sie zu der Zeit, wo der Herr Dr. Pelikan Ihre Funktion interimistisch übernommen hat, käme es nicht dazu, dass in einem Pavillon Oberarzt, Oberschwester, Stationsschwester und noch anderes Personal diesen Pavillon wechselt und in einen anderen Pavillon geht, weil dann wäre der Pavillon, wo ein eingearbeitetes Team ist, ist ja dann einfach in einer sehr problematischen Lage. Und das war es bitte bei dem einen Pavillon. Wäre das bei Ihnen möglich oder nicht?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann nur zur der Funktion der Oberschwester etwas sagen. Im Zuge der Umstrukturierung und auch Abschaffung der Hierarchie hat es schon, bevor ich gewechselt bin ins Geriatriezentrum St. Andrä, Pläne gegeben, dass Bereiche zusammengeführt werden. Und es war zum damaligen Zeitpunkt schon die Planung, dass auf Pavillon I, wenn die damalig tätige Oberschwester in Pension geht, nur mehr von einer Oberschwester geführt wird und von einem Primararzt. Wir haben mittlerweile auch eine zweite Situation im Geriatriezentrum am Wienerwald, nachdem Pavillon VI umgebaut wurde, jetzt wesentlich weniger Betten sind, die Oberschwester vom Pavillon X die Funktion mitübernommen hat und auch dort gibt es einen Primararzt für beide Abteilungen.

GRin Lakatha: Es war zwischendurch die Rede davon, dass genauso wie in der Wirtschaft Führungspositionen nur für fünf Jahre übertragen werden sollen. Ich meine, Sie haben eine Führungsposition, eine ganz große. Was halten Sie von diesem Vorschlag?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich denke, dass es auch bei der Stadt Wien hier Veränderungen geben wird müssen und dass man Führungsposition immer befristet bestellt und eine neue Verlängerung beantragen kann und ich bin überzeugt davon, dass man längerfristig so etwas auch andenken wird.

GRin Lakatha: Ich muss sagen, Sie machen hier einen sehr sanften Eindruck. Und auch mein Bezirksvorsteher Gerstbach hat festgestellt – ich habe ihn natürlich gefragt, ob er Sie kennt und was er von Ihnen hält – mir gesagt, Sie sind eine ausgesprochen nette Person. Das, was ich allerdings nicht verstehe, muss ich sagen und da möchte ich nur kurz auf diese Mitarbeiterbefragung zurückkommen, wenn es also heißt, Gespräche werden nicht in sachlicher und ruhiger Form geführt, die Mitarbeiter werden abgekanzelt, abqualifiziert und niedergeschrieen. Also, ich kann mir das momentan fast nicht vorstellen, außer unter einem emotionalen Druck. Jetzt, würden Sie mir erklären, ist das eine Aussage, die nicht stimmt und entspricht das überhaupt nicht Ihrem Wesen oder kann es sehr wohl vorkommen?

Pflegedirektorin Keihsler: Also, grundsätzlich bin ich eher eine ruhige Führungsperson, würde ich sagen. Ich versuche, mich auch sachlich oder auf der sachlichen Ebene zu bewegen. Es ist ein Einzelfällen schon vorgekommen, dass ich manchmal mehr auch auf die Beziehungsebene eingehen sollte. An und für sich ist es sehr schwierig, mich in eine Emotionalität hinein zu bringen. Es kann einzelne Situationen aber sehr wohl geben, wo ich vielleicht zu rasch reagiere. Ich bin auch nur ein Mensch.

GRin Lakatha: Also, es kann oder es gab?

Pflegedirektorin Keihsler: Es kann. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Lakatha, schließen Sie bitte jetzt den psychologischen Test ab. 

GRin Lakatha: Nein, ich möchte nur wissen... (Gelächter )
Vorsitzender Dr. Körber: Und kommen Sie wieder zu Sachfragen. 
GRin Lakatha: Also, ich habe absolut Verständnis, dass einem zwischendurch einmal die Nerven durchgehen und dass man hupft wie ein Häferl. Nur, das ist eine Aussage, Sie sagen „es kann“. Ich möchte nur wissen, ob es das wirklich gab. Es muss ja irgendwo herkommen. Das ist meine letzte Frage.

Pflegedirektorin Keihsler: Also, ich kann mich jetzt nicht an eine konkrete Situation erinnern, wo ich so, wie Sie das beschrieben haben, oder wie es hier verbalisiert wurde - ich habe diese Texte sehr genau gelesen - wobei ich mir jetzt nicht sicher bin, ob es direkt auf meine Person bezogen ist, da müsste ich jetzt nachschauen, habe ich so ein Verhalten in diesem Ausmaß sicher nicht an den Tag gelegt.

GRin Lakatha: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Die Frau GRin Trammer.

GRin Trammer: Frau Keishler, die politischen Parteien haben Sie als Zeugin geladen, weil wir laut Antrag der Untersuchungskommission die gravierenden Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderungen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien klären wollen, weiters möge die Untersuchungskommission laut dieses Antrages die Ursachen und die Verantwortung für die Missstände im Pavillon des Geriatriezentrums am Wienerwald und des Geriatriezentrums des Otto Wagner-Spitals und auf der Baumgartner Höhe untersucht und geklärt werden. Sie sind jetzt hier als Vertreterin, als höchste Pflegemanagerin des Geriatriezentrums am Wienerwald. Ich habe zur Kenntnis genommen, dass Sie uns die Namen der Personen nicht nennen wollen, die ein Disziplinarverfahren bekommen haben oder bekommen werden.

Dennoch habe ich eine Frage an Sie: Wer hat denn diese Disziplinarverfahren veranlasst? Das möchte die Kommission, glaube ich, schon sehr gerne wissen, weil wir ja die Verantwortung aufklären wollen und ich nehme an, dass ja das Pflegemanagement und auch der Krankenanstaltenverbund sich Gedanken gemacht hat, wer denn verantwortlich sein könnte für diese Missstände. Daher noch einmal meine Frage, wer hat diese Disziplinarverfahren veranlasst?

Pflegedirektorin Keihsler: Hier ist einmal zu trennen Disziplinarverfahren bzw. Bearbeitung, die direkt im Zusammenhang mit diesem angeblichen Pflegeskandal stehen und es gibt auch andere Anlässe, die zu einem Disziplinarverfahren führen können. Tatsache ist, dass ich, seit ich meine Tätigkeit wieder aufgenommen habe, einer Mitarbeiterin vorgeworfen wird, dass sie unsachgemäße Pflegehandlungen durchgeführt hat, wo ich alles dazu beigetragen habe zu einer Wahrheitsfindung und diese Unterlagen an die MA 2 weitergeleitet habe. Das Verfahren ist im Laufen und weiter kann ich dazu nichts sagen. Zu den anderen Disziplinarverfahren kann ich nicht sagen, ob die vom Haus eingeleitet wurden oder von der MA 2.

GRin Trammer: Aus welchen Gründen wurden diese Verfahren eingeleitet? Das muss Ihnen bekannt sein, weil Sie vorhin gesagt haben, Sie führen ja auch Gespräche mit den Betroffenen, die ein Disziplinarverfahren haben. Sie prüfen, ob sie überhaupt einleitbar sind, d.h. für mich, dass Sie auch den Grund wissen müssen, warum diese Verfahren eingeleitet wurden. Und da bitte ich Sie, mir diese Gründe zu sagen.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass es sich um laufende Verhandlungen handelt, d.h., solange der Mitarbeiter nicht verurteilt wurde im Sinne des Disziplinarrechtes, ist nach wie vor die Unschuldsvermutung im Vordergrund und ich werde zum Schutz der Mitarbeiter keine Angaben dazu machen. 

GRin Trammer: Ich habe keine Namen verlangt. Ich habe nur die Gründe erfragt und das ist Ihre eigene, ganz persönliche Rechtsmeinung. Ich weiß nicht, ob wir die so gelten lassen und da ist, glaube ich, Vorsitzführung gefragt. Ich habe alleine Gründe, die pflegerischen Gründen, die die Pflegemanagerin wissen muss, wissen wollen, warum so ein Disziplinarverfahren verhängt werden könnte oder konnte. 

Vorsitzender Dr. Körber: Allgemein gesprochen wollen Sie fragen, welche Gründe es für Disziplinarverfahren gegeben hat?

GRin Trammer: Im Speziellen, für diese Speziellen, die eingeleitet wurden. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, und wenn man ohne Nennung von Personen jetzt nur allgemein sagen kann, um was es sich handelt, bitte.

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe die Frage so verstanden, dass ich konkret Bezug auf diese Disziplinarverfahren nehmen soll. Die Protokolle sind öffentlich zugänglich und ich denke, dass es zum Schutz der Mitarbeiter (Zwischenruf) ist, hier keine Details zu nennen, solange nicht wirklich das Verfahren abgeschlossen ist.

GRin Trammer: Nein, das tut mir Leid, Frau Keihsler, das kann ich nicht gelten lassen. Jetzt machen wir kein Kaffeekränzchen und es ist ja auch kein Ringelspiel. Wir drehen uns permanent im Kreis. Und ich glaube, es ist im Interesse aller und auch im Interesse der Öffentlichkeit, dass wir langsam einmal Nägel mit Köpfen machen und nicht die Verantwortung von oben nach unten und von unten nach oben schieben. Darum sitzen wir hier. Wir haben überhaupt kein Interesse, dass einzelne Pflegepersonen an den Pranger gestellt werden, weil wir alle wissen, wie viel zu leisten ist. Und Sie haben auch verschiedene Mängel ja dargelegt. Die müssen einen Grund haben. Aber diese Disziplinarverfahren haben auch einen Grund und ich bitte Sie, diese Gründe, noch einmal, ich bitte Sie, diese Gründe zu nennen, weil Sie vorhin ausgesagt haben, Sie haben ausgesagt - Sie sind als Zeugin hier - dass Sie Gespräche führen, dass Sie reden mit den Mitarbeitern, um eventuelle Verbesserungen herbeizuführen, dass gerade Sie als Pflegedirektorin auch verantwortlich sind, dass diese Personen auch dann dort arbeitsmäßig eingesetzt werden, wo sie auf Grund des Verfahrens noch einsetzbar sind. Und jetzt bitte ich Sie noch einmal, mir die Gründe zu nennen – ohne Namensnennung – warum diese Personen ein Disziplinarverfahren bekommen haben. 

Pflegedirektorin Keihsler: Also, im Sinne der Mitarbeiterführung ist es auch eine Kernaufgabe für mich, Gespräche mit den Mitarbeitern zu führen. Wenn ich hier Details über den Verfahrensverlauf bekannt gebe, werden Rückschlüsse zugelassen bzw. solange die Mitarbeiter keine Verurteilung haben, werde ich ihnen das Vertrauen entgegenbringen. (Zwischenrufe) 
GRin Trammer: Sie verweigern jetzt zu dieser Frage die Aussage?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann zu dieser Frage die Aussage nicht verweigern, sondern es sind diese Verfahren noch nicht abgeschlossen. (Zwischenruf) 
Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie noch Fragen, Frau Trammer?

GRin Trammer: Ja, ich habe diese eine Frage, die mir scheinbar nicht beantwortet wird. Und Sie haben gesagt, sie möge mir diese Frage beantworten, als Vorsitzender, ohne Namen zu nennen ist das möglich und die Zeugin beharrt darauf, diese Frage nicht zu beantworten.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, Frau Zeugin. Es geht ja darum, dass Sie nur allgemein sagen, also, nicht jetzt personenbezogen, sondern dass es, ob (Zwischenrufe) und welche Gründe es allenfalls gegeben hat. Bitte, eine Unterbrechung, Herr GR Wagner ... 

 GR Kurt Wagner: Ich kann mich natürlich täuschen, aber ich möchte da nicht zur Verkomplizierung beitragen, aber meines Wissens nach ist hierfür die Einleitung eines Disziplinarverfahren, eine Erhebung notwendig und die macht die Magistratsdirektion. Also, ich kann mir durchaus jetzt vorstellen, dass die Frau Kollegin ja nicht einmal wissen kann, was da für Gründe ins Treffen geführt werden. (Zwischenruf) Und wenn Sie das wirklich interessiert, würde ich meinen, sollten wir prüfen, ob hier die Erhebung die Magistratsdirektion - und dann kann man ja den von den, von der Magistratsdirektion einladen und ihn fragen, welche Gründe vorliegen. Ich glaube, es hat keinen Sinn, wenn man da im Kaffeesud deuten anfangt. Ich kann nur sagen wie es bei uns laut Angestelltengesetz stattfindet. Da gibt es eine Person, die Vorerhebungen führt. Das ist nicht die unmittelbare Vorgesetzte im Prinzip von einem Mitarbeiter oder einer Mitarbeiterin und d.h., in der Regel wissen auch die Vorgesetzten nicht im Detail, was für Vorwürfe erhoben werden. Sie werden dann im Regelfall im Nachhinein genau informiert, wenn sich herausstellt, dass diese Vorwürfe zu Recht sind und dass, würde ich meinen, dass das wahrscheinlich auch in diesem Fall so ist. Ich weiß es aber nicht, möchte ich dazu sagen. Ich bin mit dem Disziplinarverfahren nicht befasst, aber ich nehme an, dass die Frau Pflegedirektorin auch nicht persönlich befasst ist. (Zwischenruf) 
Vorsitzender Dr. Körber: Also, Herr Barnet, Sie wollen dazu etwas erwidern?

GR Barnet: Danke, Herr Vorsitzender! Herr Vorsitzender, die Zeugin – ich hoffe, ich habe da jetzt nichts falsch verstanden – hat zwei Dinge ausgesagt. Das Erste ist, dass sie in diversen Disziplinarverfahren, zu denen sie uns aus Gründen, die wir vorerst zur Kenntnis nehmen müssen, weil wir sie nicht ändern können, Zeugin im Disziplinarverfahren ist, die ihr Untergebene betreffen. Erstens. Zweitens, sie ist auch gemäß der einschlägigen Gesetze für die Aufsicht über diese Personen verantwortlich, konkret, das haben wir ja schon mehrfach ausgeführt. Ich brauche das im Detail nicht zu erläutern. Die Frage der Kollegin Trammer war eindeutig, es war nämlich die Frage, zu welchem Gegenstand diese Verfahren ihres Wissens und das muss sie jetzt in doppelter Hinsicht wissen, nämlich als Zeugin und als Vorgesetzte, die Verfahren eingeleitet worden sind, denn jeder Verfahrenseinleitung voraus geht der Verdacht einer Pflichtverletzung. Sonst kann ich das Verfahren gar nicht einmal einleiten. Der Verdacht der Pflichtverletzung muss irgendwie argumentiert werden, da muss gesagt werden, die Frau X, der Herr Y hat die ihm obliegenden Aufgaben im Sinne der einschlägigen Gesetze nicht ordnungsgemäß vollzogen. Und im Sinne dessen, was der Kollege Wagner gesagt, wird es da ein Vorverfahren geben. Da wird man einmal schauen, ist das nur irgendein Vorwurf, den irgendwer ausgesprochen hat oder gibt es dafür Hinweise. Sonst dürfen wir das Verfahren gar nicht einleiten. So, und in dieser Hinsicht hat sie ja selber gesagt, dass sie befragt wurde, erstens als Zeugin und zweitens geht auch aus ihrer Amtsstellung hervor, dass sie dazu ja beitragen muss, wenn irgendwer das Verfahren eingeleitet hat, nämlich entweder die Magistratsdirektion oder die MA 2 oder der KAV es dorthin weitergeleitet hat, dann wird man sie dazu befragt haben. Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten, sie sagt es uns oder sie sagt es uns nicht. Wenn sie es uns nicht sagt, weil von diesem Gegenstand kann sie nicht befreit werden, weil sie ist ja hier, über gravierende Missstände auszusagen und ein solcher gravierender Missstand kann ja der einzige Grund für den Verdacht einer Pflichtverletzung sein, dann ersuche ich Sie, Herr Vorsitzender, sie darauf noch einmal aufmerksam zu machen, dass sie hier wahrgemäß aussagen muss, anderenfalls eine Ordnungsstrafe zu verhängen.

Vorsitzender Dr. Körber: Da war noch eine Wortmeldung, Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Ich glaube, ich habe jetzt hinlänglich deutlich gemacht, dass mir der Datenschutz von Bediensteten im GZW nicht wurscht ist. Aber wir müssen schon uns so weit der Wahrheitsfindung nähern, dass wir sozusagen Inhalte, die Gegenstand eines Disziplinarverfahrens und die diese Pflegemissstände hier betreffen, dass wir diese Inhalte nennen können. Also, man kann ohne Rückschlüsse auf irgendeine Person hier, denke ich, Auskunft geben, aus welchen vermuteten Mängeln in der Tätigkeit, in der Erfüllung der Aufgaben hier Disziplinarmaßnahmen oder –verfahren eingeleitet wurden. Wenn wir nämlich darauf nicht Antwort kriegen, dann ist es tatsächlich so, dass wir in einem Debattierklub sind, wo jeder sagt, was er meint. Und ich finde, da ist es zu weit getrieben und ich muss in diesem Fall die Position des Kollegen Barnet unterstützen und ersuche, Herr Vorsitzender, dass Sie die Zeugin aufmerksam machen, dass es Sinn hat, dass sie diese Frage beantwortet nach bestem Wissen und Gewissen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Zeugin, es geht da darum, ob Sie allgemeine Gründe wissen, derentwegen Disziplinarverfahren eingeleitet worden sind, z.B. weil jemand dauernd zu spät kommt oder weil jemand irgendwelche falsche Pflegehandlungen vorgenommen hat, was immer es sein mag oder sonst irgendwie, die die Pflege vernachlässigt haben. Das allgemein ist die Frage - in welche Richtung die Disziplinarverfahren gehen. Das werden Sie ja wohl beantworten können und auch wohl wissen. 

Pflegedirektorin Keihsler: Ich möchte dazu sagen, dass der Verdacht einer Dienstpflichtverletzung einmal überprüft werden muss, auf Wahrheit überprüft werden muss und wenn Mängel festgestellt werden, die im Widerspruch zur Dienstordnung stehen, dann die Erhebungen weitergeleitet werden an die MA 2. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ist das die Beantwortung Ihrer Frage? (Zwischenrufe) Nein, Moment, wer nimmt jetzt das Fragerecht in Anspruch, Herr Barnet oder Frau Trammer? 
GRin Trammer: Noch einmal, bitte. Welche Gründe stehen in diesem Zusammenhang mit den Disziplinarverfahren? Das war eine allgemeine Auskunft, die sie uns gegeben haben. Keine Beantwortung meiner Frage. 

Pflegedirektorin Keihsler: Herr Dr. Körber, muss ich diese Frage beantworten? Es gibt kein Urteil.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich habe Ihnen schon vorhin, dass Sie in allgemeiner Richtung, also, wie gesagt, wenn irgendwelche Fehlhandlungen sind, ja sagen können, dass das ein Grund für eine Einleitung von Disziplinarverfahren war. Das gehört schon in den Rahmen Ihrer Zeugenpflicht, ohne irgendwie auf Personenbezogenes zu konkretisieren. Also, lediglich zu sagen, es ist der Verdacht, dass jemand ein falsches Medikament verordnet oder verabreicht hat. Bitte!

Pflegedirektorin Keihsler: Gut, es gibt den Verdacht, dass unsachgemäße Pflegehandlungen durch eine Mitarbeiterin durchgeführt wurden. Es gibt den Verdacht, dass die Fachaufsicht nicht wahrgenommen wurde. (Zwischenruf) Die Fachaufsicht durch den Vorgesetzten.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Noch etwas? 

GRin Trammer: Eine letzte Frage dazu. Diese Gründe, die Sie jetzt dankenswerterweise nach mehrmaliger Aufforderung genannt haben, stehen in unmittelbarem Zusammenhang der Prüfverfahren der Missstände im Pflegeheim Lainz?

Pflegedirektorin Keihsler: Diese Frage kann ich nur insofern beantworten, dass für mich der Skandal Lainz eigentlich erst mit August zum Skandal Lainz geworden ist, dass aber vorher schon Verfahren eingeleitet wurden bzw. Beiträge zur Wahrheitsfindung durchgeführt wurden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Frau GRin Matzka-Dojder.

GRin Matzka-Dojder: Danke, Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren. Wir haben hier von Psychotest bis zu vielen anderen Themen, also, die nicht unbedingt der Inhalt zu einer Wahrheitsfindung in der Untersuchungskommission sind. Frau Pflegedirektorin, wir haben von Ihnen gehört, anfangs, also, dass Sie seit 1994, wenn ich mich jetzt von Ihrem Werdegang erinnere, in der Pflegedirektion sind und dass Sie hier viele Veränderungsprozesse eingeleitet haben und dass da auch viele Veränderungsprozesse in der Strukturverbesserung stattgefunden haben, aber auch in der Pflegequalität. Und mich würde es interessieren, ob Sie auch immer darauf geachtet haben, dass Veränderungsprozesse bei den Mitarbeitern oft auf Wissensdefizite stoßen, oft auf einen wie immer begründeten Widerstand, haben Sie diese Prozesse auch und in welcher Form begleitet, begleiten lassen?

Pflegedirektorin Keihsler: In den Jahren 1995 bis 2001 hat es einige Veränderungsprozesse im Bereich der Pflege, aber auch interdisziplinär gegeben, d.h., eingangs habe ich kurz erwähnt, dass wir also das Dienstplanmanagement verändert haben, es ist das neue Gesundheits- und Krankenpflegegesetz 1997 gekommen, was für die Mitarbeiter eine sehr große Herausforderung war, aber auch ein Zeitpunkt, ihre Eigenständigkeit zu leben und wahrzunehmen. Das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz hat sehr vieles an Eigenverantwortlichkeit, es definiert den § 14, die Gesundheits- und Krankenpflegefachkräfte haben auch einen mitverantwortlichen Bereich wahrzunehmen und einen interdisziplinären, wobei aber die Voraussetzungen im Haus nicht in allen Bereichen gegeben waren. Es waren Personalentwicklungsmaßnahmen notwendig, wobei auf der einen Seite also angeboten wurde, das Recht des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes als Vortrag- und Diskussionsmöglichkeit und parallel war auch der Prozess der Veränderung, was ist die Zukunft. Wir haben dann gemeinsam im Haus mit den Mitarbeitern ein Handbuch für den Pflegeprozess erarbeitet, um durchgängig sicherzustellen, dass der eigenverantwortliche Bereich für die Gesundheits- und Krankenpflege wahrgenommen werden kann. Es hat Richtlinien dazu gegeben und überwacht wurde von dem Vorgesetzen im Zuge seiner Dienstaufsicht der Prozessverlauf, also, mit Pflegevisiten, wo es ebenfalls Protokolle gab. Das habe ich allerdings mit, da kann man Einschau nehmen. Des Weiteren wurden bestimmte Zielgruppen von Patienten mit bestimmten Patientendiagnosen, also, sowohl medizinisch als auch pflegerisch auf Stationseinheiten zusammengeführt, damit also eine gezielte Personalentwicklung möglich ist und dadurch auch ein Anstieg in der Betreuungsqualität sichergestellt wurde, weil doch 93, also, wie der Anstaltsentwicklungsplan erstellt wurde, eigentlich jedes freie Bett nachbelegt wurde. Was sehr oft zur Unzufriedenheit der Patienten und der Mitarbeiter geführt hat. Manchmal auch zu Überforderungszeichen für die Mitarbeiter. Wir haben jetzt Stationen mit Demenzbetreuung, das wird eine weitere Herausforderung sein. Also, der durchschnittliche Grad der Demenzen sind ca. 70 % im Geriatriezentrum Am Wienerwald, wo gezielte Personalentwicklungsmaßnahmen erforderlich sind, wie reaktivierende Pflege nach Böhm, qualitierende Maßnahmen, pauschale Stimulation, wo die Teams, die mit diesen Patientengruppen arbeiten, auch gezielt geschult werden. Wir haben Stationen, die sich mit der Palleativbetreuung auseinander setzen, wo auch gezielte Personalentwicklung angeboten wird. Parallel dazu sind auch die Führungspersonen sehr stark gefordert, wo wir im Zuge der innerbetrieblichen Fortbildung auch Angebote haben, wie Beschwerdemanagement, Konfliktbewältigung, dann, ein sehr wichtiges Thema, das Mitarbeiterorientierungsgespräch, wo Seminare angeboten wurden, Stressmanagement, das Recht Sachwalterschaft, also, es ist ein sehr großes Spektrum und wenn die Kommission es wünscht, kann ich das gerne vorlegen. Ist die Frage damit beantwortet?

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie eine weitere Frage?

GRin Matzka-Dojder: Ja, also meine Frage war eben diese begleitenden Maßnahmen durch fachliche und persönliche Schulungen, haben Sie beantwortet. Danke. Sie haben auch gesagt, dass es einheitliche Richtlinien gegeben hat. Wir haben auch gehört, also, dass es in der Dokumentation Mängel gegeben hat, obwohl, wie Sie jetzt gesagt haben, also das auch im eigenverantwortlichen Bereich im Gesetz geregelt ist. Mich würde es jetzt interessieren, was haben Sie jetzt also seit November getan, um eben dem vorzubeugen? Sowohl in der Qualität der Pflege, diese qualitätssichernde Schritte zu setzen und die betreffen die Qualität der Pflege aber auch die Qualität der Dokumentation. Welche Schritte konkret?

Pflegedirektorin Keihsler: Wir haben die Arbeitsgruppe für die Prozessbeauftragten, da muss ich näher hineingehen. Wir haben im Geriatriezentrum am Wienerwald 65 Stationen. Ein sehr großes Haus mit sehr vielen Mitarbeitern, wo alleine die Pflegedirektion nicht alles begleiten kann, aber auch die dualen Führungen nicht alles alleine begleiten können, zusätzlich Prozessbeauftragte, die sich seit Oktober wieder aktiv damit auseinander gesetzt haben mit den Richtlinien des Durchführungsnachweises, Richtlinien der Patientendokumentation, Überarbeitung der Checklisten und Adaptierung an die derzeitigen Gegebenheiten. Parallel dazu wurde auch initiiert ein Beschwerdemanagement, wobei die Mitarbeiter professionelle Unterstützung erhalten werden in Gesprächstechniken, Kommunikation, um sensibilisiert zu werden, rechtzeitig - ich möchte nicht unbedingt sagen Beschwerden, aber rechtzeitig zu erkennen, dass ein Unzufriedenheitsgrad herrscht und man diesem professionell entgegentritt. Ich mache regelmäßig Mitarbeiterveranstaltungen, d.h., wo die Basismitarbeiter die Möglichkeit haben, offen alle Bereiche anzusprechen, auch offen Kritik anzusprechen. Ich mache auch diese Veranstaltungen für die zweite und dritte Führungsebene und gemeinsam mit der Kollegialen Führung werden wir heuer im Zuge unserer Klausuren auch die Thematik Patienten- und Mitarbeiterzufriedenheit überarbeiten. Es ist ja in letzten Jahren sehr vieles passiert. Aber dass allgemein ein Verbesserungsgrad noch erreicht wird. Wobei ich aber erwähnen möchte, wenn ich auf die Mitarbeiterzufriedenheitsstudie zurückgehe, dass der Zufriedenheitsgrad, also der Arbeitszufriedenheitsgrad, also, nicht in dem Ausmaß, wie es hier thematisiert war, sondern in einem Bereich lag von 1,6, was durchschnittlich über die Häuser ein sehr gutes Ergebnis war. Aber trotzdem sind wir daran interessiert, also, den Zufriedenheitsgrad noch zu steigern. 

GRin Matzka-Dojder: Sie haben heute gesagt, dass auf Grund Bettenabbau von 8-Bett-Zimmern und Vorbereitungen, vier Generalsanierungen von den Pavillons, Betten abgebaut wurden und dadurch der Personalschlüssel von 64 Pflegepersonen pro 100 Betten in der Zeit Ihre Kennzahl ist. Können Sie nur sagen, macht sich das sich also im Alltag bemerkbar? Dass jetzt mehr Pflegepersonen oder eben dieser interstationäre Personalausgleich besser funktioniert als bis jetzt?

Pflegedirektorin Keihsler: Also, bei Mitarbeitergesprächen wird es sehr häufig angesprochen, dass die Arbeitszufriedenheit sehr wohl im Steigen ist, weil mehr Zeitressourcen für die einzelnen Patienten bleibt. Ich denke aber trotzdem, dass viele Sachen in der Arbeitsorganisation, in den Organisationsabläufen bearbeitet werden muss und grundsätzlich bieten wir da auch, also, begleitendes Coaching, Teamorientierung. Die Personalzahl 64/100 ist im Verhältnis zu früher sehr rasch jetzt angestiegen. Jetzt konnten nun auch in den letzten Monaten alle Dienstposten nachbesetzt werden und ich denke, dass zwischenzeitlich Maßnahmen gesetzt werden mussten, die jetzt wieder aufgelöst werden können, im Hinblick auf weitere Entwicklungen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Weitere Frage?

GRin Matzka-Dojder: Ja, ich habe noch. Sie haben gesagt, also die Personalsituation hat sich verbessert. Wir haben gehört oder uns auch gewünscht, dass es freiwillige Helfer und Zivildiener geben soll. Können Sie uns darüber Auskunft geben, wie das jetzt in letzter Zeit läuft? Gibt es freiwillige Helfer? Können so Leute wie die Frau Dr. Pilz Dienst machen bzw. haben Sie das also eh aufgenommen und verfolgt? Können Sie uns darüber ein bisschen Auskunft geben?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe im letzten Zielvereinbarungsgespräch Zivildiener angefordert, mit dem Ziel, dass jede Station einen Zivildiener zur Verfügung hat. Ich denke, dass Zivildiener zwar nicht als professionelle Pflegekräfte eingesetzt werden können, aber doch sehr viele Fremdtätigkeiten, die jetzt die Pflege belastet, abnehmen bzw. Zivildiener auch sehr wichtig sind im Beziehungsprozess zu den Patienten und auch als Begleitung für Patienten zu Ambulanztransporte, Einkäufen, Sonstiges. Wir haben von der TU 1 oder Generaldirektion zusätzliches Budget erhalten, haben zwar jetzt nicht die Summe, die ich mir gewünscht hätte, von 64, sondern 55 Zivildiener, weil nicht alle Zivildiener ihren Dienst wie geplant angetreten haben.

Zu den freiwilligen Mitarbeitern. Die Frau Dr. Pilz hat nicht als freiwillige Mitarbeiterin im Haus mitgearbeitet, sondern sie hat ein 12stündiges Pflegepraktikum gemacht, analog den anderen Praktikanten. Die... (Zwischenruf) 

GRin Matzka-Dojder: Da habe ich aber noch eine Frage: Steht die Frau Dr. Pilz in irgendeiner pflegerischen Ausbildung, weil ein Pflegepraktikum können ja nur die Leute machen, die in einer pflegerischen Ausbildung stehen? (Zwischenruf) 

Pflegedirektorin Keihsler: Entschuldigung.

GRin Matzka-Dojder: Können wir mit der Frau Dr. Pilz als Kollegin, als Krankenschwester rechnen? Nein, also es ist ein Scherz. Aber sie kann nicht als in Pflegeausbildung stehende Dienst machen. Also, das möchte ich richtig stellen. 

Pflegedirektorin Keihsler: Im Zuge der Berufsorientierung nehmen wir auch immer wieder Praktikanten an und auf, (Zwischenrufe) wo interessierte Personen, und so war auch die Frau Dr. Pilz, das wahrgenommen hat, und sich einmal den Stationsalltag und auch einfache Tätigkeiten in Beisein einer diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegefachkraft durchgeführt hat.

Zu den freiwilligen Mitarbeitern, diese... (Zwischenruf) Bitte? (Zwischenruf: Freiwillige Helfer, nicht Mitarbeiter!) Zu den freiwilligen Helfern. Wir haben ja 1995 schon initiiert, vom Haus aus, Fahrtenschaften, um Patienten die Möglichkeit zu geben, Kontakte zu anderen Personen zu haben, dass Beziehungen entstehen, auch Begleitung für einzelne Personen möglich gemacht wird, das wurde damals auch sehr stark angenommen. Der Herr Dr. Vogt hat angeregt die freiwilligen Mitarbeiter. Es gibt momentan zusätzlich 25 freiwillige Mitarbeiter, die im Stationsprozess eingebunden sind, die regelmäßig Patienten besuchen und auch Patienten begleiten. Mittelfristig ist es aber zielführend, dass die ehrenamtlichen Mitarbeiter nicht nur im Einzelfall eingesetzt werden, sondern, dass sie auch im Stationsalltag gewisse Tätigkeiten übernehmen. Da muss aber noch eine genaue Struktur erarbeitet werden bzw. es muss eine Organisation aufgebaut werden, damit diese ehrenamtlichen Mitarbeiter auch zu ihrem Recht kommen. 

Ich denke, es handelt sich hier um Personen, die sehr gerne freiwillig eine Leistung erbringen, aber hier mit Patientengruppen zu tun haben, die auch oft psychisch sehr belastend sein kann und es muss dann auch sichergestellt sein für die Zukunft, dass es eine kontinuierliche Begleitung für diese Personengruppen gibt bzw. auch eine psychologische Betreuung oder Personalentwicklungsmaßnahmen im engeren Sinne.

GRin Matzka-Dojder: Seit Oktober 2003 gibt es und gab sehr viele Kontrollen und nach dem Gespräch der Mitarbeiter dort und Mitarbeiterinnen, wo die Frau Dr. Pilz, wie sie das nennt, also ihr Praktikum gemacht, auch das haben die Mitarbeiter als Kontrolle empfunden. Ich möchte Sie fragen, was haben Sie unternommen - und die Mitarbeiter haben wirklich also diese Kontrollen als noch einen zusätzlichen Druck im Alltag empfunden. Haben Sie irgendetwas unternommen, dass die Mitarbeiter in dieser Situation besser zurecht kommen können?

Pflegedirektorin Keihsler: Wie ich meine Tätigkeit im Geriatriezentrum Am Wienerwald wieder aufgenommen habe, war ja dieser angebliche Skandal medial schon sehr weit fortgeschritten. Ich möchte das jetzt einmal sensibel ausdrücken, was bei den Mitarbeiter zu einem enormen Druckgefühl geführt hat und parallel waren ja sehr viele Kontrollgremien im Haus unterwegs zu jeder Tages- und Nachtzeit. Das hat bei den Mitarbeitern enormen Druck oder auf die Mitarbeiter einen enormen Druck ausgeübt. Teilweise stehen sie noch immer unter diesem Druckverhältnis, sage ich einmal, und von Seiten der Pflegedirektion wird versucht, einmal den Mitarbeitern insofern zur Seite zu stehen, dass das Angebot im Haus ist, dass sie rund um die Uhr mich anrufen können und ich jederzeit komme, wenn ein Kontrollgremium im Haus ist, um ihnen auch zur Seite zu stehen. Das alleine wird aber nicht ausreichen, weil ich gehe wieder weg. Parallel dazu bieten wir an begleitendes Coaching bzw. auch Teamfindung. Ich habe in der Pflegedirektion einen Mitarbeiter, der sich auch sehr intensiv mit Organisationsberatung auseinander gesetzt hat und der auch den Stationen beratend zur Seite steht, in welcher Form sie professionelle Unterstützung brauchen. Wir haben jetzt mehrere Einheiten, also, wo wir schon externe Berater einsetzen, damit diese Teams wieder zur Ruhe kommen bzw. wieder die Belastbarkeit haben, dem Alltag nachzugehen. Ich denke, es ist für die Mitarbeiter eine sehr belastende Situation momentan. Diese Belastung zieht sich nicht nur in das berufliche Umfeld, sondern auch in das private Umfeld. Ich möchte hier wirklich die Gelegenheit nutzen, ein Beispiel zu erzählen von einer Mitarbeiterin, wo ein Kind die Tochter gefragt hat in der Schule „Arbeitet deine Mutti auch dort?“ und es gibt einfach in der Gesellschaft sehr viele Gespräche im Zusammenhang mit diesem angeblichen Skandal. Und es leiden Kinder darunter, es leiden die Mitarbeiter darunter und ich denke, es wird einige Zeit noch dauern, bis die Mitarbeiter das verarbeitet haben bzw. das Image dieser Mitarbeiter wieder in der Gesellschaft das Bild bekommt, das ihnen eigentlich zusteht.

GRin Matzka-Dojder: Danke, Herr Vorsitzender. Jetzt habe ich keine Fragen mehr.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Zeugin, etwas zu der Frage Zivildiener. Welche persönlichen Erfahrungen haben Sie mit dem Einsatz von Zivildienern gehabt? Es wurde hier auch erwähnt, dass extrem lange Krankenstände eingetreten wären bei den Zivildienern einerseits. Es wurde gesagt, dass die nicht voll einsetzbar sind, d.h. nicht bei eigentlichen Pflegemaßnahmen, sondern nur für irgendwelche Hilfsdienste. Wollen Sie bitte zu dem Thema Stellung nehmen?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe sehr gute Erfahrungen gehabt mit den Zivildienst-Leistenden. Sie sind nur begrenzt einsetzbar. Sie haben keine professionelle Ausbildung. Doch gerade im Beziehungsprozess zu den Patienten, Begleitungen, Transportdienste, denke ich, sind sie eine Entlastung für die Gesundheits- und Krankenpflege. Es gibt natürlich Krankenstände auch bei Zivildienst-Leistenden. Doch wenn die ein Ausmaß an bestimmten Tagen überschreiten, dann ist es durchaus möglich, dass sie über das Ministerium wieder abgezogen werden. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! Frau Pflegedirektorin, ich habe den Eindruck, Sie entwickeln hier so eine Wagenburgmentalität und der angebliche Pflegeheimskandal und endlich, wenn das alles wieder vorbei ist, dann wird es ja alles, was hier von außen uns zugemutet und unterstellt wurde, endlich vorbei. Das scheint mir so zu sein, als würden Sie nix lernen wollen aus den Dingen. Und ich möchte Sie damit konfrontieren, was mir jemand aus dem Personalstand des GZW vor einigen Wochen gesagt hat, mich angerufen hat und sich mit mir zu einem Gespräch getroffen hat und dann diese Person gesagt hat: „Wissen Sie, die leben auf einen anderen Stern in der Direktion und die Frau Pflegedirektorin hat keine Ahnung, was vor Ort passiert und wenn man mit etwas kommt, dann gibt sie ausweichende Antworten.“ Seit Sie hier mir und anderen geantwortet haben, kann ich das verstehen. Denn was Sie hier sagen, ist für mich sehr viel Aufregendes und Interessantes im Bezug auf Weiterbildungs- und Organisationsentwicklungsmaßnahmen. Allein an der Basis kommen die nie an. Was tun Sie denn, wenn eine Pflegeperson kommt und über die von uns und von mir jetzt in der letzten Runde auch schon eingemahnten Mängeln Ihnen gegenüber mitteilt? Sagen Sie dann „Wir machen nächstes Jahr eine weitere Runde Coaching oder Mitarbeiterbefragung.“ oder was tun Sie konkret zur Abhilfe. Sie können es Missstände oder Unzulänglichkeiten nennen. Das ist mir wurscht. Ich beharre nicht auf Skandal. Was tun Sie denn zur Erhöhung der Lebensqualität für die Menschen, die dort wohnen und für die Erhöhung der Arbeitszufriedenheit des Personals konkret?

Pflegedirektorin Keihsler: Wir haben der Arbeitszufriedenheit schon heute Raum gegeben. Grundsätzlich hat jeder Mitarbeiter die Möglichkeit, zu jeder Tageszeit oder zu den Amtsstunden auch in der Pflegedirektion vorzusprechen. Wir gehen den einzelnen Problemstellungen sehr genau nach. Wir unterstützen auch die Mitarbeiter. Wir gehen auch zu Teambesprechungen. Also, ich bzw. die Mitarbeiter von der Pflegedirektion, wo wir diese Problemstellungen ansprechen. Parallel dazu gibt es aber auch Mitarbeiter, die gerne nicht sich selbst deklarieren und da werden wir jetzt anbieten, also die Möglichkeit einen Briefkasten zu nutzen, wo sie anonym ihre Problemfelder aufzeigen können. Ich habe auch in einer Veranstaltung im Geriatriezentrum am Wienerwald vor kurzem gesagt, dass es eher schwierig ist, auf anonymes Aufzeigen zu reagieren, weil es einfach schwer nachvollziehbar ist, in welchen Bereich soll man jetzt näher hineinschauen. Ich denke aber auch, dass es ein Prozess ist für die Mitarbeiter und ich denke, dass auch die Zeit es mit sich bringen wird, dass jeder Mitarbeiter den Mut hat, alles offen anzusprechen. Und ich kann mit Kritik sehr gut umgehen.

GRin Dr. Pilz: Sie führen im Geriatriezentrum Am Wienerwald freiheitsbeschränkende Maßnahmen gegenüber von Bewohnern und Bewohnerinnen durch. Welche sind das? Auf welcher Grundlage und mit welcher Dokumentation? Taxativ, bitte. 

Pflegedirektorin Keihsler: Also, ich führe keine freiheitseinschränkenden Maßnahmen durch. Freiheitseinschränkende Maßnahmen werden grundsätzlich also vom Arzt verordnet. Werden im interdisziplinären Team besprochen und werden nur in speziellen Fällen angewendet. Es gibt auch freiheitseinschränkende Maßnahmen, die der Patient selbst wünscht, z.B. Steckgitter am Bett zu seinem Schutz. Und es gibt in Einzelfällen freiheitseinschränkende Maßnahmen zur Sicherheit des Patienten bzw. dass er sich nicht selbst gefährdet oder Verletzungen zufügt. 

GRin Dr. Pilz: Gibt es für Betttischchen vor dem Sessel und Overalls ärztliche Anordnungen?

Pflegedirektorin Keihsler: Es gibt für Overalls keine ärztlichen Anordnungen. Die Overalls, nehme ich an, sind bekannt. Das sind sehr weiche, angenehme Anzüge, die in Einzelfällen bei Patienten verwendet werden. Ich habe damals also eine Erhebung gemacht, da hat es sich um ca. 30 Patienten gehandelt. Es hat auch eine Überprüfung durch die Innenrevision im Haus gegeben, wo alle Overalls, die in Verwendung standen, auch nachvollziehbar im Pflegeprozess in Verwendung standen, auch nachvollziehbar im Pflegeprozess behandelt wurden. Und die Gründe, die dafür gesprochen haben, auch gerechtfertigt waren. 

Zu den Betttischchen.

GRin Dr. Pilz: Tischchen vor dem Stuhl, im Rollstuhl oder beim Sitzen, dass man nicht aufstehen kann. 

Pflegedirektorin Keihsler: Die Tischchen vor dem Rollstuhl sind nicht als freiheitseinschränkende Maßnahme insofern zu sehen, da eine Notwendigkeit gegeben ist, damit also die Patienten ihre Getränke in Reichweite haben, Essen, Lesen etc. Und wenn ein Patient aufstehen möchte, wird dieses Tischchen vom Pflegepersonal entfernt. Wenn Patienten im Rollstuhl sitzen und wirklich eine freiheitseinschränkende Maßnahme erforderlich wäre, gibt es andere Hilfsmittel.

GRin Dr. Pilz: Nur zur Ihrer Darstellung. Die feinen, weichen Overalls haben nur einen Schönheitsfehler, dass der Reißverschluss hinten unerreichbar ist und man ihn nicht aufmachen kann. Das haben Sie vergessen in Ihrer Beschreibung. Wie wird denn seitens des Pflegepersonals damit umgegangen, dass Bewohner und Bewohnerinnen Medikamente nicht nehmen wollen?

Pflegedirektorin Keihsler: Medikamente sind grundsätzlich eine Anordnung des Arztes und wenn Patienten Medikamente nicht einnehmen möchten, so wird dies im interdisziplinären Dekursblatt vermerkt und dem Arzt gemeldet, der dann weitere Entscheidungen treffen muss.

GRin Dr. Pilz: Zum Beispiel welche?

Pflegedirektorin Keihsler: Eine Entscheidung kann sein, dass ein Patient Schluckstörungen hat und die Kapsel nicht schlucken kann, dass dann z.B. Tropfen angeordnet werden oder dass eine Infusionstherapie erforderlich ist. Also, das Thema würde ich Sie bitten, mit einem medizinisch Beauftragten zu besprechen.

GRin Dr. Pilz: Mir haben Angehörige mitgeteilt, dass Inkontinenzeinlagen rationiert sind, d.h. dass, wenn jemand darüber klagt, dass seine Einlage nass ist, beantwortet wird der Wunsch nach einer neuen, der oder diejenige hätte erst schon eine bekommen und das dauert noch einige Stunden, bis die nächste zu bekommen wäre.

Pflegedirektorin Keihsler: Also, mir sind, seit ich zurückgekommen bin, solche Beschwerden nicht bekannt geworden. Es gibt Inkontinenzprodukte in dem Ausmaß, also, was wir benötigen für die Patienten. Es gibt verschiedenartige Produkte, wie offenes und geschlossenes System. Wir haben aber auch spezielle Produkte für Patienten, die z.B. sehr starke Schmerzen haben, Schmerzpatienten, wo mit, das heißt Flex, ich weiß nicht, ob das bekannt ist, wo ein weiches Band um den Bauch und die Einlage mit einem Klettverschluss fixiert ist und parallel gibt es auch noch Sliphöschen mit integrierter Einlage, d.h., je nachdem, welche medizinische oder pflegerische Diagnose im Vordergrund steht, hat die Pflege die Möglichkeit, das richtige Produkt einzusetzen. Wir haben auch seit 1999 oder 1998 ich bin mir jetzt nicht ganz sicher, einen Stabsstelle Stroma und Inkontinenz. Da ist eine Gesundheits- und Krankenpflegefachfrau ausgebildet zur Stroma- und Inkontinenzschwester, die Richtlinien für das Haus erarbeitet hat, diese Richtlinien von ihr auch überprüft werden, die auch Statistiken darüber führt über die Anzahl unserer Patienten, die an Inkontinenz erkrankt sind, und grundsätzlich gibt es am Beginn der Aufnahme jedes Patienten einmal ein Assessment, wo auch einmal der Hintergrund dieser Inkontinenz durchleuchtet wird und es wird auch versucht, die Kinderaufnahme, ein Toilettentraining durchzuführen, wobei da als Unterstützung auf Wunsch des Patienten kleine Einlagen noch gegeben werden. Dieses Toilettentraining wird auch dokumentiert, d.h. im Regelfall am Beginn zweistündlich mit Erfolg, ohne Erfolg, um einmal primär den Patienten dieses Selbstwertgefühl wieder zurückzugeben, dass man ja nicht auf eine Einlage angewiesen ist. 

GRin Dr. Pilz: Ich danke für diese ausführliche Erklärung. Aber meine Frage war: Wie können Sie sich erklären, dass Angehörige sich darüber beschweren, dass sie ersuchen um eine frische Einlage für den eigenen Verwandten, die eigene Verwandte und dass abgeschmettert wird mit dem Hinweis, auch wenn es jetzt nass ist, wäre die Zeit noch nicht gekommen für eine weitere Einlage. (Zwischenruf) 

Pflegedirektorin Keihsler: Die Inkontinenzprodukte sind so aufgebaut, dass es einen Indikatorstreifen gibt, der auch anzeigt, wann unbedingt, sage ich, die Einlage gewechselt werden müsste, d.h. die Patienten sind grundsätzlich einmal primär nicht nass. Weil also vom Beschichtungssystem her schon sichergestellt ist, dass die Oberfläche, die direkt mit der Haut in Kontakt kommt, trocken ist. Analog auch dem, was für Kinder verwendet wird. Wenn aber der Patient oder ein Angehöriger den Wunsch äußert nach einer neuen Einlage, dann wird diese sicher gewährt. 

GRin Dr. Pilz: Die haben also einen Schmäh erzählt? Oder wie erklären Sie sich das?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kann nicht beantworten, ob Ihnen jemand einen Schmäh erzählt hat. Ich kann jetzt nur dazu sagen, dass mir so eine Beschwerde in letzter Zeit nicht bekannt geworden ist. 

GRin Dr. Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Frau Korosec, bitte.

GRin Korosec: Ich habe drei kurze Fragen. Frau Keihsler, Sie haben mich heute sehr verblüfft mit Ihrer Aussage, Sie hätten genügend Personal. Und jetzt komm´ ich wieder zurück auf den Ombudsmann Vogt, der sehr genau aufschlüsselt, ich meine, das war allerdings Ende November, vielleicht hat es sich von November bis jetzt das Personal so erhöht. Aber der aufschlüsselt und sagt, im Pavillon IX haben in dieser Woche 18 Personen, Pflegepersonen, gefehlt, im Pavillon XI haben 17 gefehlt. Jetzt, entweder das stimmt nicht, dann wundert es mich, nachdem Sie ja Kontakt mit dem Dr. Vogt haben, wie Sie auch erwähnt haben, warum Sie das nicht klarstellen, dass solche Aussagen in der Öffentlichkeit nicht gemacht werden sollen, weil das ja natürlich dem Image schadet oder es stimmt doch, dann sind aber Ihre Aussagen, die Sie hier bei uns heute gemacht haben, nicht richtig. 

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe heute hier die Aussage getätigt, dass auf Grund der Bettensperren, wir haben 238 Betten abgebaut, im Zuge der Absystemisierung von 6-Bett-Zimmern, parallel wurden noch einzelne Betten gesperrt und die ersten Betten, die gesperrt werden konnten, ca. 50, aus Pavillon IV, derzeit eine Kennzahl von 64 zu 100, wo, und das habe ich, glaube ich, auch erwähnt, die Fehlzeiten von dem Pflegepersonal integriert sind, also, beinhaltet sind und auch Mitarbeiter, die Einschränkungen auf Grund von amtsärztlichen Gutachten haben, in dieser Zahl inkludiert sind. Genauso inkludiert ist auch der Overhead im Haus. 

GRin Korosec: Ja, ich meine dieser Schlüssel muss nicht stimmen. Ich weiß ja nicht, wenn Sie sagen Overhead, und ich weiß nicht, wie viele im Krankenstand sind. Ich frage ja Sie als Fachfrau und vor Ort, sind Sie der Meinung, dass ausreichend Personal bei Ihnen vor Ort vorhanden ist?

Pflegedirektorin Keihsler: Es gibt Personalbedarfsberechnung. Momentan wird der Pflegeaufwand nach der PPR-GL erhoben, wobei die Werte in den letzten Monaten steigend waren. Ich habe aber die aktuellen Zahlen mit, wenn Sie etwas Geduld bitte haben. 

GRin Korosec: Sie brauchen hier gar nicht nachsuchen. Ich frage Sie ja persönlich. Sie sehen vor Ort, Sie sind Pflegedirektorin. Sind Sie der Meinung, dass das Personal, das bei Ihnen täglich arbeitet, ausreichend ist, um eine wirkliche Qualitätspflege zu gewährleisten oder sind Sie der Meinung, das ist nicht der Fall. Das war meine Frage. Nicht Schlüssel, weil mit Statistik lässt sich trefflich streiten, wie wir alle wissen. 

Pflegedirektorin Keihsler: In jedem Betrieb muss auch auf eine fundierte Personalberechnung Rücksicht genommen werden. Wir sind momentan dabei, diese Berechnung durch eine Fremdkontrolle evaluieren zu lassen. Die Zahlen aber der Ergebnisse und auch der ersten Auswertungen der Fremdkontrolle zeigen einen sehr hohen Übereinstimmungsgrad von 98, 99 %. Das würde bedeuten, dass der momentane Solldienstpostenplan bzw. unter Einbeziehung der fiktiven Dienstposten - wir haben ja auch noch Mitarbeiter mit pauschalierten Mehrstunden und einzelverrechneten Überstunden - sich decken mit den Ergebnissen der Personalbedarfsberechnung.

GRin Korosec: D.h. Sie haben dazu, ich halte es noch einmal fest, keine persönliche Meinung! Weil um die habe ich Sie gefragt und nicht um den Plan. Der nächste Bereich, bitte. Sie waren ja Pflegedirektorin, glaube ich, seit 1994, eigentlich durchgehend, also, mit den vielen Krankenständen halt abgesehen. Waren Sie in dieser Zeit jemals in der Situation, dass irgendein Pavillon, dass man sagen hätte können, hier ist Gefahr in Verzug?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich bin seit 1995 Pflegedienstleitung, es hat vereinzelt sehr wohl Personalengpässe gegeben, auf Grund gehäufter Krankenstände, auf Grund von Ereignissen, wo wir dann gesamtbetrieblich einen Personalausgleich geschaffen haben. Ich war aber nie in so einer prekären Situation, muss ich sagen, dass ich Personal von anderen Häusern gebraucht hätte. Wir haben ja auch die Möglichkeit, einzelverrechnete Überstunden auszuzahlen und Mehrdienstleistungen dann in Form von Überstunden erbracht wurden.

GRin Korosec: Meine letzte Frage. Sie stellen sich hier und Ihrem Haus ein gutes Zeugnis aus und sagen, es liegt drüber über den anderen Häusern. Tatsache ist, dass das nicht der Fall ist. Besonders also in dieser Zufriedenheitsstudie, besonders hat man ja der Leitung ein sehr schlechtes Zeugnis ausgestellt, abgesehen von den Freitexten. Ich meine überhaupt die allgemeine Umfrage der 994 Bediensteten, die sich beteiligt haben, mit der Note 2,48 und der Organisation mit 2,60. Also, gerade jene Bereiche, die Sie betreffen. Organisation und Leitung. Unter anderem wurde auch angeführt, dass gerade im GZW wenig Lob den Mitarbeitern gegeben wird, also, gerade in diesem Bereich der Motivation sehr wenig getan wird. Hat sich das jetzt geändert? Ist es jetzt so, dass die Mitarbeiter einfach da mehr gelobt werden oder ist es selbstverständlich, dass die gute Arbeit leisten. Wissen Sie, ich frage das deshalb, weil nach Ihrer Aussage, wir haben eh genug Personal und es ist eh alles paletti, so wie Sie es hier darstellen, kann es schon sein, dass Sie das alles als selbstverständlich hinnehmen und die Mehrleistungen und die besonderen Leistungen der Mitarbeiter auch als selbstverständlich nehmen. Daher meine Frage: Wissen Sie, dass Sie sehr motivierte Mitarbeiter haben, die in einer sehr schwierigen Situation gerade jetzt sind und wird dem auch dementsprechend Rechnung getragen? Von Ihnen nämlich?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich habe also, bevor ich diese Jobrotation und auch jetzt, war ich nur bestrebt, auch den Mitarbeitern gegenüber Lob und Anerkennung auszusprechen, auch Wertschätzung entgegenzubringen. Es gibt nicht sehr viele Möglichkeiten innerhalb des Krankenanstaltenverbundes, in geeigneter Form noch zusätzlich Wertschätzung in Form von Stufenvorrückungen, Remunerationen. Es sind die Mittel begrenzt. Aber es ist doch möglich, dass mehrere Mitarbeiter pro Jahr eine außerordentliche Stufenvorrückung erhalten bzw. auch relativ viele Mitarbeiter, die sehr gute Leistung erbringen, auch in Form von Remunerationen Anerkennung bekommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Korosec. Bitte seitens Ihrer Fraktion noch eine Frage? (Zwischenruf) Bitte ich Frau Novak.

GRin Novak: Ich möchte Sie noch zu dem Komplex Beschwerden und zwar diesmal nicht Beschwerden von MitarbeiterInnen an Sie, sondern von Beschwerden über Angehörige oder Sachwalter über Mängel bei der Pflege befragen. Sie haben vorher gesagt, es gibt jetzt einen Prozess, wo Sie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erklären bzw. beibringen, wie man auf Beschwerden oder einem Unzufriedenheitsgrad professionell entgegen tritt. Wie tritt man Ihrer Meinung nach professionell entgegen und was bringen Sie hier den MitarbeiterInnen bei? 

Pflegedirektorin Keihsler: Ich persönlich bringe den Mitarbeitern nichts bei, sondern ich versuche nur, professionell, Berater, Betriebspsychologen, in gemeinsamer Arbeit mit der Kollegialen Führung. Es ist nicht nur die Sensibilisierung beim Gesundheits- und Krankenpflegepersonal erforderlich, sondern auch bei anderen Berufsgruppen und im Zuge dessen haben wir uns einen Teilbereich vorgenommen für 2004, wo Kommunikation, Konflikttechniken und Gesprächstechniken in schwierigen Situationen ein Schwerpunkt sein wird für das Jahr 2004. Von der Kollegialen Führung hat es Zielvereinbarungsgespräche mit den dualen Führungen gegeben und in weiterer Folge hat es auch eine gesamtbetriebliche Veranstaltung gegeben, wo die zweite und dritte Führungsebene anwesend war, wo das gesamte Paket für das Jahr 2004 vorgestellt wurde und wo die Mitarbeiter, die Vorgesetzten mit den Mitarbeitern Gespräche führen, im Zuge eines Mitarbeiterorientierungsgespräches, wo dann gemeinsam festgelegt wird, welche Personalentwicklungsmaßnahmen wäre ideal für die einzelne Person bzw. für das einzelne Team der jeweiligen Führungsebene.

GRin Novak: Sie sind Pflegedirektorin in einem sehr, sehr großen Haus. Ich gehe davon aus, dass es auch sehr viele Bewohner gibt und Bewohner, die von Sachwaltern oder Sachwalterinnen vertreten werden. So auch die Frau K. Haben Sie einen Kontakt mit diesen Sachwaltern? Machen Sie Beobachtungen bzw. wie kooperieren Sie mit dem Verein, auch wenn es eine Kooperation mit dem Verein gibt bzw. mit den Sachwaltern und Sachwalterinnen, die in Ihrem Haus ihre Tätigkeit ausüben?

Pflegedirektorin Keihsler: Ich kenne den Herrn Haas persönlich nicht. Er wurde zwischenzeitlich von der Frau Direktorin Schell zu einem Gespräch in die Pflegedirektion eingeladen, um gemeinsam ein Gespräch zu führen, wie wir in schwierigen Situationen oder in nicht klaren Situationen zukünftig umgehen könnten, dass der Zufriedenheitsgrad gegeben ist. Während der Tätigkeit von der Frau Direktor Schell ist aber kein Kontakt zustande gekommen, sondern an mich hat sich am 4. Dezember die Frau Schöpf gewandt vom Verein der Sachwalterschaft. Ich wusste zu diesem Zeitpunkt noch nicht, um welche Angelegenheit es sich handelt. Bei dem Termin aber, der stattgefunden hat, hat sich dann herausgestellt, dass der Herr Haas die Frau Schöpf beauftragt hat, beauftragt oder gebeten hat, bei mir vorzusprechen, um zu hören, was ich von ihm möchte bzw. die Frau Direktorin Schell. Also, ich möchte das jetzt wertfrei darstellen, weil es war noch einmal ein Direktorenwechsel. Eingeladen wurde er von der Frau Direktor Schell und diesem Termin habe dann ich wahrgenommen. Bis heute hat sich der Herr Haas bei mir nicht gerührt. Und auch wenn ich vor Ort auf der Abteilung bin, hat es bis jetzt keine Gelegenheit gegeben, dass ich zufällig auf ihn gestoßen wäre.

GRin Novak: Wenn Sie Beschwerden, ich nehme an, an Sie werden auch Beschwerden herangetragen, auch von Sachwaltern. Wie gehen Sie mit diesen Beschwerden um? Was passiert dann?

Pflegedirektorin Keihsler: Also, wenn Beschwerden direkt an mich herangetragen werden, nehme ich einmal die Beschwerde an, versuche im Detail abzuklären, was dahinter steckt bzw. wie der Beschwerdeführer das sieht und je nachdem der Schweregrad ist, würde ich jetzt einmal sagen, gehe ich einmal primär vor Ort und schaue ich mir die tatsächliche Situation an bzw. ein Mitarbeiter der Pflegedirektion. Ich bespreche das dann auch in der Regel auf der Abteilung bzw. wenn es um Anliegen geht, die nicht sofort bearbeitet werden müssen, das wurde mit dem Beschwerdeführer ohnehin dann besprochen, wird dann ein Termin ausgemacht, vorab. Handelt es sich aber um Anschuldigungen oder um gravierende Anschuldigungen, dann gehe ich sofort vor Ort und überzeuge mich selbst.

GRin Novak: D.h., Sie haben Kontakt mit Sachwaltern und Sachwalterinnen in Ihrem Haus, die aus unterschiedlichsten Gründen zu Ihnen kommen? Würden Sie sagen, dass es generell bekannt ist, bei dieser Gruppe der SachwalterInnen, dass man sich auch an Sie wenden kann, wenn man eine Beschwerde hat?

Pflegedirektorin Keihsler: Wir haben auch jährlich einmal eine Veranstaltung im Haus auch für die Mitarbeiter, wo es um die Belange der Sachwalter geht und deren Aufgaben geht und auch um die Zusammenarbeit mit den Sachwaltern, wo ein Austausch stattfindet, um auch für die Zukunft einen gemeinsamen Weg zu finden. Das ist aber nicht erst jetzt seit dem Pflegeheimskandal, sondern das sind Bereiche, die auch schon früher behandelt wurden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Gemeinderat. Ist noch seitens eines Kommissionsmitgliedes das Fragerecht gewünscht? Ich stelle fest, dass das nicht der Fall ist, daher danke ich der Zeugin für ihr Erscheinen und Sie sind aus dem Zeugenstand entlassen. 

Pflegedirektorin Keihsler: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich stelle fest, Sitzungsende 13.45 Uhr. 

GR Barnet: Moment!

Vorsitzender Dr. Körber: Sie wollen noch etwas, Herr Barnet?

GR Barnet: Bitte! In aller Kürze, Herr Vorsitzender. Wenn ich richtig informiert bin, sind die Ladungen der Zeugen und die jeweiligen Schreiben der Magistratsdirektion, sofern es sich um Bedienstete der Gemeinde Wien handelt, hinsichtlich der Entbindung ihrer Amtsverschwiegenheit nicht bei den für uns alle zugänglichen Unterlagen oder sind sie?

Vorsitzender Dr. Körber: Sind sie! 

GR Barnet: Also, meine Kollegen haben mir gesagt, die, die Einsicht genommen haben, sie haben sie noch nie gesehen. Dann werden sie sie übersehen haben. Sollten sie nicht sein, würde ich beantragen, dass sie zu den für alle einsichtigen Unterlagen kommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Schreiben um Entbindung von der Amtsverschwiegenheit stehen den Kommissionsmitgliedern zur Einsichtnahme zur Verfügung.

GR Barnet: Danke!
Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sitzungsende 13.45 Uhr. Die nächste Sitzung findet am 11. März statt. Danke. 
(Schluss um 13.45 Uhr.)

